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Euro-Krise, »Flüchtlingskrise«, »Brexit« – die EU beendet sich an einem historischen Scheideweg. Nachdem es jahrzehntelang den Anschein hatte, die »Verwirklichung einer immer engeren Union der Völker Europas« sei nur eine Frage der Zeit, stellen unvorhergesehene Ereignisse die Logik der Integration infrage. Nationale Interessen rücken in den Vordergrund, das Ringen um gemeinsame Lösungen wird immer verzweifelter.

 Luuk van Middelaar, ein exzellenter Kenner der Brüsseler Praxis, verwandelt eine vermeintlich trockene Materie in den Stoff einer faszinierenden Erzählung. Beginnend mit dem 18. April 1951, als die Vertreter der sechs Gründerstaaten im französischen Außenministerium am Quai d'Orsay den Vertrag über die Errichtung der Montanunion unterzeichneten, schildert er die wichtigsten Etappen – und Krisen – auf dem Weg vom Kontinent zur Union. Er lässt die Atmosphäre dramatischer Gipfelnächte lebendig werden, zeigt, wie Politiker immer wieder versucht haben, die Öffentlichkeit von Europa zu überzeugen, und erinnert uns daran, welch einmaliges historisches Projekt aktuell auf dem Spiel steht.

 

Luuk van Middelaar, geboren 1973 in Eindhoven, ist Professor für EU-Recht und European Studies an den Universitäten Leiden und Louvain-la-Neuve. Von 2010 bis 2014 war der Historiker und politische Philosoph als Redenschreiber und enger Berater des EU-Ratspräsidenten Herman Van Rompuy tätig.
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»Aber eine Schlacht anzunehmen wird doch notwendig sein?« fragte Fürst Andrei.

»Wenn es alle wollen, dann wird es wohl notwendig werden; da ist dann eben nichts zu machen … Aber glaube mir, mein Lieber: es gibt nichts Stärkeres als diese beiden Streiter: Geduld und Zeit; die bringen alles zustande.«1

Lew N. Tolstoj, Krieg und Frieden



Vorwort zur deutschen Ausgabe[1]





 


 

Obwohl man sich lange genug darauf hatte einstellen können, sorgte das britische Referendum am Freitagmorgen des 24. Juni 2016 für einen enormen Schock. So mancher europäische Regierungschef hatte sich am Abend zuvor in der stillen Hoffnung ins Bett gelegt, die Abstimmung werde gut ausgehen. Umso größer war der Schreck in der Morgenstunde. Die Mehrheit der britischen Wähler hatte sich für den Austritt entschieden. Aus einer abstrakten Möglichkeit war über Nacht eine politische Tatsache geworden. Was nun?

Während an diesem Freitag die erstaunlichen Ereignisse und Abrechnungen in London die Welt in Atem hielten, rückte auch der Kontinent ins Licht der Scheinwerfer. Auf Bitten von 10 Downing Street hatten die europäischen Staats- und Regierungschefs monatelang kaum mehr getan als gewartet, gehofft und Kerzen angezündet. Plötzlich stand nicht allein die Zukunft Großbritanniens, sondern auch die von Europa insgesamt auf dem Spiel. Schnell machte sich die Erkenntnis breit, dass der »Brexit« auch diesseits des Ärmelkanals große Unsicherheit bedeutet. Immerhin verabschiedet sich damit Europas zweitgrößte Volkswirtschaft, eine militärische und diplomatische Großmacht mit etwa einem Achtel der Bevölkerung der Union. Das interne Gleichgewicht in der Union wird sich verschieben, die deutsche Macht noch deutlicher zutage treten. Von Frankreich über die Niederlande bis nach Österreich – überall fühlen sich die Populisten bestärkt, weitere Austrittsreferenden könnten folgen.

Für Europa bedeutet der britische Austritt eine Amputation, aber nicht den Todesstoß – vorausgesetzt, die verantwortlichen Politikerinnen und Politiker bekommen die entfesselten Kräfte wieder unter Kontrolle. Von den siebenundzwanzig Regierungen erfordert das Lebenswillen und Entschlossenheit, die in Initiativen münden müssen, um das Vertrauen ihrer Bevölkerungen zurückzuerobern. Die Staats- und Regierungschefs stecken in einer Zwickmühle: Sie müssen zeigen, dass die Union glaubwürdige Antworten auf reale Probleme bieten kann, und dabei gleichzeitig die Desillusionierung ihrer eigenen Wähler gegenüber ebendieser Union im Auge behalten. Es gilt, neue Unterstützung für Europa zu gewinnen, ohne diese gleich wieder zu verlieren.

Das Ergebnis des Referendums widerspricht einem uralten Axiom der europäischen Politik. Seit den Kohle-und-Stahl-Tagen von Schuman und Adenauer setzt man auf die sorgfältige Verflechtung wirtschaftlicher Interessen als Garantie für Frieden und Wohlstand. Ökonomische Interdependenz, so die Idee, werde unwiderruflich zu besseren Beziehungen zwischen dankbaren Völkern führen. Die britischen Wähler straften dieses Integrationsaxiom Lügen. Die Aversion gegenüber Immigranten war stärker als die Angst vor Wohlstandsverlust; Identitätspolitik siegte über wirtschaftliche Interessen. In der Logik der Gründerväter war eine solche Entscheidung undenkbar. Die Flutwelle spülte noch einen weiteren heiligen Lehrsatz der Brüsseler Doktrin hinweg: die Überzeugung, Integration sei eine Einbahnstraße. Es könnten zwar weitere Länder und Zuständigkeitsbereiche dazukommen, Austritte oder eine Rückübertragung von Kompetenzen seien jedoch unmöglich. Kurz, wir bewegten uns unaufhaltsam in Richtung einer »immer engeren Union«. Diese Unumkehrbarkeit erweist sich als Illusion. Plötzlich spürt die Europäische Union ihre historische Verletzbarkeit.

Sie kann aus dieser Entdeckung allerdings auch neue Kraft schöpfen. Dazu müsste sie jedoch anerkennen, dass sie nicht länger allein von der alten Brüsseler Methode vorangetrieben wird, dass sie seit Langem dabei ist, sich in einen politischen Körper zu verwandeln, und dass öffentlicher Widerspruch der Sauerstoff ist, den sie benötigt, wenn sie handlungsfähig sein will.

 

Angesichts des britischen Referendums stellen sich drei grundsätzliche Fragen, die auch in diesem Buch im Mittelpunkt stehen, in zugespitzter Form: Wie ist es um das Verhältnis zwischen dem politischen Europa und der Öffentlichkeit bestellt? Ist die Union überhaupt dafür gerüstet, auf große Erschütterungen zu reagieren? Wer hat in Zeiten der Unsicherheit die Führung inne? Schärfer formuliert: Wie soll man mit europäischen Wählern, Brüsseler Vorschriften und deutscher Macht umgehen?

Zur ersten Frage. Es sind nicht nur die britischen Wähler, die knurren und nun auch zugebissen haben. Auch in Frankreich, den Niederlanden, Italien oder Dänemark murren sie. Das Vertrauen der Bürger in die europäischen Institutionen ist so schwach wie nie zuvor. Die Eurokrise hat tiefe Spuren hinterlassen, sowohl in Ländern, die unter dem Druck aus Brüssel sparen und Reformen durchführen mussten, als auch in Ländern, die mit dem Geld ihrer Steuerzahler einsprangen, um schwächeren Ökonomien zu helfen. In der Flüchtlingskrise von 2015/16 verspielte die Union dann erneut Kredit. Bei einigen, weil sie die Mitgliedstaaten zu Gastfreundschaft gegenüber den Asylsuchenden verpflichtete, bei anderen, weil sie den Menschenstrom durch einen »prinzipienlosen« realpolitischen Deal mit der Türkei einzudämmen versuchte.

An der Union haftet das Vorurteil, dass sie sich vor allem um die Freiheit und das Eröffnen von Chancen kümmert und weniger um den Schutz der Bevölkerung. Schon seit ihren frühesten Anfängen baut sie Grenzen ab; sie ist die Heldin all derjenigen, die sich Bewegungsfreiheit wünschen, um anderswo Dinge zu verkaufen oder zu studieren, um zu reisen oder zu arbeiten. Sie macht Europa – mit einer Unterscheidung von Michel de Certeau gesprochen – zu einem Raum, nicht zu einem Ort. Sie nutzt damit den gut ausgebildeten »Mobilen«, die Grenzen überschreiten und Fremdsprachen beherrschen, verunsichert dabei jedoch die (nicht minder große) Gruppe der »Daheimgebliebenen«. Aus Sicht weiter Teile der Bevölkerung ist die Union ein Verbündeter der Globalisierung mit ihren Güter- und Menschenströmen, keine Bastion dagegen. Solange sie keine Balance zwischen Freiheit und Schutz findet, werden auch weiterhin große Wählergruppen beim Nationalstaat Schutz vor Europa suchen.

Neben der Enttäuschung in der Mitte gibt es den politischen Hass an den Rändern. Die UK Independence Party (Ukip) gab mit dem Brexit die Richtung vor; populistisch-nationalistische Bewegungen in Frankreich, den Niederlanden, Ungarn, Dänemark und Italien stehen bereit, diesen Weg ebenfalls einzuschlagen. Es ist eine organisierte »nationalistische Internationale«, die sich im Namen der Souveränität und der Identität gegen die Union wendet. Diese Zentrifugalkräfte bürden dem bislang noch weitgehend populismusresistenten Deutschland die große Verantwortung auf, als »Macht in der Mitte« (Herfried Münkler) das europäische Zentrum zusammenzuhalten. Der Erfolg von Donald Trump in Amerika erinnert uns daran, dass Europa kein Monopol auf Populismus und Xenophobie hat. Dennoch müssen sich insbesondere die Mitgliedstaaten der Union den Vorwurf gefallen lassen, ihre Bürger nicht angemessen an Entscheidungen über ihre Zukunft zu beteiligen. Obwohl jeder Beschluss formal auf der nationalen wie der europäischen Ebene abgesichert ist, verwandelte Brüssel sich in der Vorstellung vieler in eine Art ausländische Besatzungsmacht.

Ein Vergleich mit der nationalen Politik ist an dieser Stelle hilfreich. Jede nationale Regierung – sagen wir, die polnische – trifft an jedem einzelnen Tag Entscheidungen, die von Oppositionsparteien in unterschiedlichem Ausmaß angegriffen werden können, die den Wählern nicht passen oder sogar zu Protesten oder Streiks führen. Doch was selbst die Demonstranten in der Regel nicht infrage stellen, ist die Legitimität der polnischen Regierung als solche. Sie wünschen sich vielleicht, dass der polnische Ministerpräsident am besten schon morgen sein Büro räumt, aber sie betrachten ihn immer noch als »unseren (fürchterlichen) Ministerpräsidenten« und sprechen von »unserem (enttäuschenden) Parlament« und »unseren (schlechten) Gesetzen«. Die politische Identität wiegt schwerer als die Ergebnisse demokratischer Prozesse. Dieses »Unser« ist die Achillesferse Europas. Wenige Menschen betrachten europäische Entscheidungen als »unsere Entscheidungen« oder europäische Politiker als »unsere Repräsentanten«. (Bezeichnenderweise gilt nur der von der jeweils eigenen Nation gestellte Kommissar als »unser Kommissar«, während die Mitglieder des Europäischen Parlaments oft als Vertreter Brüssels betrachtet werden und nicht als diejenigen, die da draußen »für uns« sprechen.) Doch gerade dieses – unglaublich schwer zu fassende, erst recht schwierig zu erzeugende – Gefühl, dass einem etwas gehört, dass etwas zu einem gehört, ist unverzichtbar, um gemeinsamen Entscheidungen Legitimität zu verleihen. Ergebnisse sind wichtig, aber sie allein können diese Legitimität nicht begründen, nicht zuletzt, weil auf gute irgendwann auch einmal schlechte Zeiten folgen. Das ist übrigens der Grund, warum Mehrheitsentscheidungen das Problem sogar noch verstärken. Unzufriedenheit mit bestimmten politischen Maßnahmen (policy) kann dann umschlagen in die Missachtung der Union als eines politischen Körpers (polity). Der Schlüssel liegt in einem besseren Verständnis der politischen Prozesse (politics).

Will man die nationalen Öffentlichkeiten überzeugen und an sich binden, ist es unerlässlich, zunächst einmal anzuerkennen, dass das europäische Spiel nicht in erster Linie in Brüssel ausgetragen wird. An der europäischen Politik sind die Regierungen, Parlamente, Justizapparate und Bevölkerungen aller Mitgliedstaaten beteiligt. Letztlich hat der Kreis der Mitglieder Vorrang vor der Union. Man kann Europa nicht auf ein paar Hektar Büroviertel in Brüssel reduzieren. Und man kann Europa nicht ohne die Bevölkerungen Europas errichten, sondern nur mit ihnen.

Nehmen wir eine wichtige – und bisweilen schmerzhafte – Lehre aus der Eurokrise: In der Eurozone kann nun niemand mehr den Umstand ignorieren, dass Mogeleien in Griechenland, Geldverschwendung in Spanien oder Sorglosigkeit in Irland auch Auswirkungen auf die eigenen Jobaussichten, die eigene Rente und das eigene Ersparte haben. Diese Einsicht erschöpft sich nicht in der Erkenntnis, dass Volkwirtschaften interdependent sind: Die nationalen Demokratien sind es auch. Als das slowakische Parlament 2011 über den Euro abstimmte, berichteten Zeitungen in ganz Europa auf den Titelseiten darüber. Dasselbe galt für die Wahlen in Finnland und dann ein Jahr später für ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts und eine Entscheidung der Europäischen Zentralbank. Das griechische Referendum im Jahr 2015 wurde überall auf dem Kontinent mit großer Aufmerksamkeit verfolgt, und das wird zweifellos auch 2017 so sein, wenn in Frankreich und Deutschland Wahlen stattfinden. Unter dem Druck der Ereignisse nimmt Europa als politischer Körper eine unerwartete Form an, es wird zu einem Mitgliederkreis mit einem vielstimmigen demokratischen Resonanzraum.

 

Die zweite grundsätzliche Frage, die der Brexit-Schock aufwirft, lautet: Ist das durch die Brüsseler Regeln eingeschnürte Europa in der Lage, auf überraschende Wendungen des Schicksals zu reagieren? Hier vollzieht sich eine faszinierende Metamorphose: Wer genau hinsieht, erkennt, wie sich die Union vor unser aller Augen verändert. Nachdem die europäischen Staaten sich jahrzehntelang dem Errichten eines gemeinsamen Marktes und der Fortentwicklung eines ingeniösen Systems der technokratischen Regelpolitik gewidmet haben, machen sie seit den finanziellen und geopolitischen Krisen von 2008 etwas Neues: Sie betreiben Ereignispolitik. Sie retten eine Währung, befassen sich mit Flüchtlingen, lassen sich auf ein Kräftemessen mit Russland ein und müssen die durch den Brexit herbeigerufenen Geister wieder einfangen. Diese Transformation ist bereits seit dem Mauerfall – und dem Unionsvertrag aus dem Jahr 1992, der eine Antwort darauf darstellte – im Gange; die damals vorbereiteten Strukturen müssen sich in dem Mahlstrom bewähren, mit dem wir uns aktuell konfrontiert sehen.

Ereignispolitik unterscheidet sich wesentlich von der Regelpolitik, die im Nachkriegseuropa lange Zeit dominierte. Für die Mitgliedstaaten geht es nicht länger allein darum, das Verhalten von Betrieben auf einem Markt zu regulieren, vielmehr müssen sie nun als Union auf der politischen Bühne gemeinsam Störungen der Ordnung begegnen. Allein die Staaten können aktiv werden, wo es zum Beispiel gilt, die äußere und innere Sicherheit zu gewährleisten, da nur sie über Armeen, Diplomaten und Sicherheitsdienste verfügen. Die neue Praxis der Union, die sich neben der alten eingenistet hat, stört Routinen sowie institutionelle Interessen und bringt auch die Brüsseler Orthodoxie in Bedrängnis. Zudem treten – lange ein Tabu – die Machtunterschiede zwischen den Ländern deutlicher zutage, wenn es darum geht, wer die Verantwortung für das Handeln tragen kann. Und dennoch gibt es praktisch keine Alternative. Angesichts der welthistorischen Beschleunigung, die wir seit 2008 erleben, ist die Entwicklung eines gemeinsamen Handlungsvermögens, wie schwierig der Weg dorthin auch sein mag, für die Länder auf dem europäischen Kontinent eine Frage des Überlebens.

Die Idee der Gründerstaaten, Europa in einem System von Regeln zu verankern, das – wie sie hofften – die zwischenstaatlichen Beziehungen zivilisieren und vorhersehbarer machen würden, war visionär angesichts des »Zweiten Dreißigjährigen Kriegs«, der von 1914 bis 1945 getobt hatte. Doch wann immer neue Herausforderungen auftauchen und die Mitgliedstaaten das Gefühl haben, dass sie darauf gemeinsam reagieren müssen, kommen die Grenzen dieser Strategie ans Licht. Was soll man tun, wenn plötzlich ein Mitgliedstaat pleitegeht, wenn ein benachbarter Staat einen anderen überfällt, wenn Hunderttausende Flüchtlinge über die Grenzen drängen? Kein Projekt, kein Vertrag kann die Kreativität der Geschichte antizipieren, geschweige denn eine adäquate Antwort bereithalten. Das ist der Ursprung der Dynamik, die in den vergangenen knapp siebzig Jahren immer wieder entstand: aus der Spannung zwischen dem Bedürfnis nach Sicherheit und der Notwendigkeit, auf Veränderungen zu reagieren, zwischen dem »deutschen« Respekt gegenüber Gesetzen und dem »französischen« Wunsch nach Drama – beobachtet mit »britischer« Verwunderung darüber, dass Europa ein Club ist, der Regeln liebt und seine eigenen permanent ändert.

Eigentlich sollte uns all das nicht überraschen. Wer regelmäßig die Zeitungen seines Landes verfolgt, wird sich des Eindrucks nicht erwehren können, nationale Politik sei ein unablässiger Strom von Überraschungen, Rückschlägen und Skandalen, oft mit Ergebnissen, die so niemand erwartet hat. Allen ist klar, dass in einem demokratischen System viel weniger nach Plan läuft, als man denken oder hoffen mag. Europa, ein Club unberechenbarer Demokratien, ist da keine Ausnahme. Momentum entsteht aus einer unvorhersehbaren Serie von Entscheidungen, welche häufig von nationalen Politikern getroffen werden, die mit Ereignissen zu Hause oder im Ausland zurande kommen und dann – oft genug mit offensichtlichem Widerwillen – einsehen müssen, dass sie die entsprechenden Probleme nur gemeinsam bewältigen können. Dieses politische Wechselspiel stellt eine plausiblere Erklärung für die Entwicklungen seit 1950 dar als die Pseudologik der Integrationstheorie sowie die föderalistische Theologie auf der einen und die euroskeptische Weltsicht, die Verschwörungen wittert und fürchtet, Brüssel wolle eine Art Fremdherrschaft errichten, auf der anderen Seite. Die Ereignisse werden auch weiterhin für Überraschungen sorgen, und man wird nicht darum herumkommen, sich auf die eine oder andere Weise mit ihnen auseinanderzusetzen. Genau darauf bereitet Europa sich vor – auch wenn es sich dessen noch nicht so recht bewusst ist.

Ein Indiz dafür ist der Einfluss, den die Staats- und Regierungschefs mittels ihres Europäischen Rats ausüben. Dieses Forum, 1974 als Gegengewicht zur Brüsseler Regelfabrik errichtet, steht bei der Ereignispolitik seit 1993 an vorderster Front. Die Runde der Präsidenten, Premiers und Kanzler übernimmt die Aufgabe, die Stürme zu bezwingen. In der Eurokrise zum Beispiel verfügten die zentralen Institutionen der Union nicht über die notwendigen finanziellen Mittel und schon gar nicht über die Legitimation, um die Regeln zu ändern, die ihrer eigenen Existenz zugrunde liegen. Zwischen 2010 und 2012 waren es Kanzlerin Merkel, Präsident Sarkozy und ihre fünfundzwanzig Kolleginnen und Kollegen, die Entscheidungen trafen, um den Euro zu retten. Doch einflussreiche europäische Stimmen wie Jacques Delors und Jürgen Habermas kritisierten die Rolle der nationalen Regierungschefs bei der Krisenbewältigung als »Renationalisierung der europäischen Politik«. Man kann die Ereignisse allerdings auch anders und eben nicht als Ausdruck einer Regression interpretieren: Vielleicht erleben wir vielmehr eine »Europäisierung der nationalen Politik«, eine Entwicklung, die den Club der Mitgliedstaaten insgesamt eher stärkt?

Ein weiterer wichtiger Aspekt dieser Metamorphose: Während die alte Regelpolitik relativ still von Experten und Interessenvertretern betrieben wurde, steht die neue Ereignispolitik im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit. Europa taugt heute für Schlagzeilen auf den Titelseiten sowie als Thema von Wahlkämpfen und leidenschaftlichen Debatten. Dieser öffentliche Widerspruch, der gemeinhin mit medialen Zwängen oder populistischen Neigungen erklärt wird, ist in Wahrheit die andere Seite ein und derselben Medaille – der Ereignispolitik. Während das Europa des Marktes höchstens mit Gleichgültigkeit und mildem Spott über Vorgaben zur Krümmung von Gurken zu kämpfen hatte – Politikwissenschaftler sprechen an dieser Stelle von einem »permissiven Konsens« –, ruft das Europa der Währung, der Grenzen und der Macht stärkere Kräfte und Gegenkräfte, höhere Erwartungen und explosiveres Misstrauen hervor. In diesem neuen Europa werden Entscheidungen nicht mehr ausschließlich auf der Grundlage eines Vertrags oder von Expertenwissen getroffen, sondern als Antwort auf die Probleme des Augenblicks, geboren aus einem Streit der Urteile. Gerade das macht es erforderlich, dass jemand öffentlich Verantwortung für sie übernimmt. Das ist auch der Grund, warum die Öffentlichkeit – die Griechen 2015, die Briten 2016, und wir werden sehen, was als Nächstes passiert – sich immer mehr Gehör verschafft. Recht hat sie: Wo die Selbstverständlichkeit schwindet, hält die Widerrede Einzug.

 

Und dann stellt der Brexit uns noch vor eine dritte Frage: Wo liegt das Machtzentrum der Union? In der Unsicherheit nach dem Referendum entbrannte prompt ein typischer Brüsseler Streit: Wer sollte im Namen der Siebenundzwanzig mit den abwanderungswilligen Briten verhandeln? Die Kommission, der Kabinettschef von Jean-Claude Juncker lief sich bereits warm, oder der Europäische Rat, der in einer Erklärung deutlich machte, dass er die Fäden in der Hand behalten wird? Die Emotionen schlugen hoch, es schien, als würde das Schicksal des Kontinents von einem bürokratischen Arrangement abhängen. Kurz darauf äußerte der Präsident des Europäischen Parlaments den Wunsch, die Kommission solle zu einer »europäischen Regierung« werden, während der deutsche Finanzminister die öffentliche Unzufriedenheit so interpretierte, die Menschen wollten wieder mehr Macht für die Mitgliedstaaten. Dass solche Auseinandersetzungen nun wieder aufbrechen, verrät einiges über die intrinsischen Spannungen innerhalb der Brüsseler Maschinerie – und diese ist mindestens so sehr ein Ausdruck der Kräfteverhältnisse und miteinander kollidierenden politischen Auffassungen wie ein Produkt der konstitutionellen »Logik«.

Der britische Austritt wirft auch auf die deutsche Macht in Europa ein grelleres Licht. Die Union basiert nicht nur auf Regeln und Verträgen, sondern sie dreht sich auch um die interne Machtbalance. Wir bewegen uns von einer Union, die von dem Dreieck Paris–Berlin–London dominiert wurde, zu einer Union, die sich allein an Berlin orientiert. Unabhängig vom Brexit ist das Gleichgewicht zwischen Paris und Berlin schon länger gestört. Frankreich ist nun schon eine ganze Weile der schwächere der beiden Partner, allerdings konnte das Land seinen ökonomischen Rückstand bis vor Kurzem noch mit politischen Initiativen und Ambitionen kompensieren. Die Formel lautete: Frankreich benutzt Europa als Hebel, um seine Schwäche zu verschleiern, Deutschland benutzt Europa als Deckmantel, um seine Stärke zu verhüllen. Jetzt ist nur noch der deutsche Deckmantel übrig. Die Eurokrise hat diese Verschiebung beschleunigt. Seit 2010 steht die deutsche Bundeskanzlerin im Mittelpunkt der globalen Aufmerksamkeit; sie hat die Hauptrolle auf eine Weise inne, die im Land selbst manchmal unterschätzt wird. Einer ihrer Biografen schrieb 2013: »Der Machtzuwachs [der Kanzlerin] ist weniger in Berlin zu spüren als in der Sphäre der europäischen Politik – in Brüssel, auf den Gipfeln mit dem französischen Präsidenten, beim Besuch in Athen.« Seitdem wurde die Welt Zeuge, wie Angela Merkel »im Namen Europas« die internationale Bühne betrat: in Minsk (zusammen mit dem französischen Präsidenten) als Feuerwehrfrau während einer kontinentalen Krise; in Ankara, um einen Deal mit dem türkischen Präsidenten auszuhandeln.

Deutschlands neue Macht ist in den wichtigsten politischen Institutionen zu spüren: im Europaparlament, im Europäischen Rat und in der Kommission. Das Europäische Parlament ist seit je eine deutsche Bastion. Als bevölkerungsreichster Mitgliedstaat stellt das Land die meisten Europaparlamentarier (96 von 751); es schickt erfahrene Politiker und beherrscht die Fraktionen der Christ- und der Sozialdemokraten. Dann der Europäische Rat: Das Forum der Staats- und Regierungschefs wurde lange von Frankreich und Deutschland dominiert – in dieser Reihenfolge. Protokollarisch steht ein Präsident über einem Bundeskanzler/einer Bundeskanzlerin: Die Franzosen ließen das ihre Nachbarn gerne spüren, und die Deutschen kannten ihren Platz. So ging es mit den Duos Giscard & Schmidt, Mitterrand & Kohl und Chirac & Schröder. Merkel bildete mit Sarkozy ebenfalls ein solches Duo, »Merkozy«. In der Eurokrise zeigte sich dann, wer der Boss war. Mit dem zögerlichen François Hollande bekommt Merkel im Europäischen Rat noch weniger Kontra. Schließlich die Kommission: Hier erfolgte die entscheidende Verschiebung im Jahr 2014, als Jean-Claude Juncker, der »Spitzenkandidat« der Europäischen Volkspartei, gestützt auf eine Straßburger »Große Koalition« nach Vorbild des Bundestags, das Amt des Kommissionspräsidenten antrat. (Beide Ausdrücke sind seitdem ein fester Bestandteil europäischer Debatten; auch die Sprache wird deutscher.) Schon immer hatte jeder Kommissar gerne einen Franzosen, einen Briten und einen Deutschen in seinem Team, um Verbindungen in alle drei großen Hauptstädten zu haben. Heute dreht sich alles um die Verbindung nach Berlin.

Dass nun die Stunde Deutschlands gekommen ist, birgt ganz eigene Gefahren, sowohl für das Land als auch für die Union. Einige dieser Gefahren werden durchaus erkannt, andere jedoch unterschätzt. Erkannt hat man die Last der deutschen Geschichte, die in Momenten der Spannung selbst siebzig Jahre nach Hitler von ausländischen Karikaturisten und widerspenstigen Gegenspielern instrumentalisiert wird. Man denke an Boris Johnson, der während der Brexit-Kampagne meinte, Brüssel »wolle einen Superstaat, genau wie Hitler«, oder die Syriza-Regierung in Athen, die finanzielle Schulden mit der Kriegsschuld verrechnen wollte. Obwohl die deutsche öffentliche Meinung und sogar die politische Klasse in Berlin dies nicht immer so empfindet, ist sich jeder Bundeskanzler – unvermeidlich im Fokus dieses Misstrauens – dieser Gefahr sehr wohl bewusst; von Adenauer über Brandt, Schmidt und Kohl bis zu Merkel schöpften deutsche Regierungschefs daraus ihre europäische Energie.

Unterschätzt wird in Berlin hingegen, dass gut gemeinte europäische Beschlüsse von außen wie nacktes Eigeninteresse aussehen können. Angetrieben von einem starken moralischen Bewusstsein, vergessen die Deutschen bisweilen, dass ihre Handlungen andere Effekte haben können als intendiert. In der Eurokrise litt der deutsche Finanzminister an diesem blinden Fleck. »Doktor Schäuble« (wie ihn sein griechischer Kontrahent Varoufakis konsequent nannte) argumentierte aus einer Position der moralischen Überlegenheit heraus, während die Außenwelt ihn 2015 als einen unbarmherzigen Machtpolitiker wahrnahm, der die Griechen aus der Eurozone werfen wollte. Etwas Ähnliches konnte man in der Flüchtlingskrise beobachten. Natürlich zeugte die deutsche Willkommenskultur von einer noblen Gesinnung, das Land hat aber auch – so sah man es beispielsweise in Paris – eine vergreisende Bevölkerung, eine niedrige Geburtenrate und für die gut ausgebildete syrische Mittelklasse durchaus Verwendung. Das macht die Haltung nicht weniger moralisch, erschwert jedoch die europäische Debatte. Daher ist es wichtig, dass über diese »hegemoniale Selbstgerechtigkeit« (Wolfgang Streeck) auch in der deutschen Öffentlichkeit diskutiert wird.

Trotzdem: Die deutsche Macht ist keine Allmacht; es handelt sich nicht um Hegemonie, höchstens um Semihegemonie. Auch Angela Merkel hat mehrmals, zuletzt in der Flüchtlingskrise, das seit Bismarcks Zeiten bekannte Los Deutschlands in Europa erfahren: zu stark, um beiseitegedrängt zu werden, doch nicht stark genug, um alles durchzusetzen. Das ist ein wesentlicher Unterschied, wenn man die deutsche Position zum Beispiel mit der Rolle der USA innerhalb der Nato vergleicht: Washington kann fast alles erzwingen. Allerdings sind die Deutschen sich dieser Tatsache nicht immer bewusst. Während der Turbulenzen um den Euro hatte die deutsche Öffentlichkeit manchmal das Gefühl, man lasse sie mit der Verantwortung für die Lösung der Schuldenkrise allein. Das war schlicht und ergreifend nicht der Fall. Der Präsident des Europäischen Rates hielt einem Berliner Publikum denn auch 2012 vor: »Ein Viertel aus der deutschen ›Brieftasche‹ heißt gleichzeitig drei Viertel aus den ›Portemonnaies‹ der anderen Euroländer!«

Es gibt einen weiteren Grund, weshalb Deutschland nicht alles alleine stemmen kann, und schon gar nicht ohne Frankreich. Die deutsche und die französische Haltung zu bestimmten politischen Grundbegriffen divergieren fundamental; das löst immer wieder Missverständnisse aus, die konstitutiv sind für die europäische Politik. Nehmen wir zum Beispiel Regeln. In Deutschland stehen Regeln für Gerechtigkeit, Ordnung und Ehrlichkeit. In Frankreich stehen Regeln für Einschränkung und Unfreiheit. Im europäischen Kontext führt dies zu gegenseitigem Argwohn. Paris bittet häufig um Flexibilität, für andere oder für sich selbst (zum Beispiel, um das Schuldenlimit zu überschreiten); in Berlin erfährt man das als Opportunismus und als Vertrauensbruch. Umgekehrt werden die Deutschen, die selbst finden, dass sie die Regel streng, aber ehrlich anwenden, der Rigidität, des Starrsinns und sogar der Machtspiele beschuldigt, weil sie keine Rücksicht auf die Besonderheiten der jeweiligen Situation nehmen. Das Gegenstück zu den Regeln sind die Ereignisse. In Frankreich ist ein Ereignis, auch ein dramatisches, ein Zeichen von Leben und Erneuerung. Für einen französischen politischen Führer à la Sarkozy bietet eine Krise die Gelegenheit zu zeigen, was er kann; die Presse macht daraus einen Moment der Gemeinschaftlichkeit, eine Seite im »Roman der Nation«. In Deutschland hingegen stehen Ereignisse für eine Unterminierung der Ordnung, für Destabilisierung und Gefahr. Eine Krise löst dort Panik aus. Die deutsche Öffentlichkeit schätzt Regierungschefs, die Schocks absorbieren, etwa wenn Kanzlerin Merkel das Land mit ihrer Methode des »Auf-Sicht-Fahrens« durch politische Turbulenzen manövriert.

Die schwierigste Aufgabe, vor der Deutschland in einer Union steht, die in den kommenden Jahren mit ökonomischen und geopolitischen Herausforderungen zu kämpfen haben wird, ist also die folgende: Das Land, das sich selbst und seine Partner am liebsten mit Regeln fesselt, wird in der Ereignispolitik vorangehen müssen. Das Paradox liegt darin, dass es in den vergangenen sechzig Jahren stets Paris gewesen ist, das davon geträumt und daran gearbeitet hat, dass der europäische Mitgliederkreis sich zu einem wichtigen geopolitischen Akteur mit dem entsprechenden Handlungsvermögen entwickelt, und dass ausgerechnet Paris diesem Anspruch im entscheidenden Moment nicht gerecht werden kann. Nun muss Deutschland politische Führungspersönlichkeiten ins Spiel bringen, die »nicht mehr die lang gepflegte Kultur des Abwartens und Aussitzens praktizieren können« (Münkler), sondern Entschlussfreudigkeit und Improvisationsvermögen zu einer Kunstform erheben. Allerdings ist das angesichts der Bürde der Vergangenheit eine schier aussichtslose Aufgabe, weshalb das übergeordnete deutsche Interesse im Aushalten europäischer Widersprüche und Organisieren von Gleichgewichten bestehen wird.

 

* * *

 

Die europäische Zukunft liegt heute offen vor uns und muss im unberechenbaren Zusammenspiel von Politikern, Wählern sowie äußeren und inneren Kräften gestaltet werden. Doch dasselbe galt für die Geschichte, die uns seit 1945 in die Gegenwart geführt hat. Folglich erzähle ich die Bewegung vom Kontinent zur Union aus einer Perspektive, in der das Ende noch ungewiss ist. Nicht mit der retrospektiven Gewissheit desjenigen, der im Nachhinein schlauer ist, sondern aus der Offenheit des Augenblicks heraus. Umso deutlicher fühlen wir unsere Freiheit und die Verantwortung, welche wir in der Gegenwart für die Gestaltung der Zukunft tragen.

Dieses Buch erschien ursprünglich 2009 auf Niederländisch. Seither wurde es mehrfach aktualisiert. Angesichts der Stürme, die in den letzten Jahren über den Kontinent hinweggefegt sind, hätte man denken können, dass es von Grund auf neu geschrieben werden müsste. Doch gerade die Frage, wie Europa auf Ereignisse und einschneidende Schocks reagiert, ist sein zentraler Gegenstand. Die Eurokrise der Jahre 2010 bis 2012 und die Flüchtlingskrise, die 2015 begann, stellen insofern einen Realitätstest für die hier vorgetragenen Thesen dar, als sie genau die politischen Vorgänge besser sichtbar machen, die das Buch zu beschreiben versucht.

Ich habe mich bemüht, die Geschichte zu erzählen, ohne Partei zu ergreifen. Meiner Ansicht nach sollte man politische Philosophie so betreiben, wie es zum Beispiel Machiavelli, Locke, Montesquieu und Tocqueville getan haben: nicht als normatives Denken mit universellem Anspruch, sondern als auf (persönlichen) Erfahrungen basierende Reflexion über die politische Situation der Zeit.

Ich hatte das Glück, einige der jüngsten Episoden von einem privilegierten Standpunkt aus beobachten zu können. Im Januar 2010 gab ich meinen Status als freier Autor auf und wurde Redenschreiber des ersten ständigen Präsidenten des Europäischen Rates, eine Tätigkeit, die ich fünf Jahre lang ausübte. Die griechische Achterbahnfahrt verfolgte ich von Anfang an, genau wie die darauf folgenden Machtwechsel in Dublin, Rom, Paris und anderswo. Ich war Zeuge nächtlicher Verhandlungsrunden zwischen europäischen Regierungschefs auf der einen und Bankern auf der anderen Seite, bei denen alle darauf warteten, wer als Erster blinzeln und die Kosten für Griechenland übernehmen würde (am Ende traf es die Banker); auch das Drama um Dominique Strauss-Kahn, der auf dem Weg nach Berlin verhaftet wurde, wo er mit der Kanzlerin über den Euro sprechen wollte, bekam ich aus nächster Nähe mit; ich traf Vertreter der Europäischen Zentralbank, die von der angelsächsischen Presse über Nacht zu Superhelden hochgejubelt wurden, während deutsche Medien sie zu Schurken erklärten: ereignisreiche Jahre. Als Russland im Februar 2014 die Krim annektierte, markierte dies endgültig die »Rückkehr der Geschichte«. Kurz nachdem der Europäischen Union der Friedensnobelpreis verliehen worden war, konnte sie nicht länger umhin, sich mit Fragen von Krieg und Frieden zu befassen. Bei der Zeremonie in Oslo hatte ich beobachten können, wie Worte über jugendliche Hoffnungen und die Versöhnung nach dem Zweiten Weltkrieg, Worte, an denen lange und sorgfältig gefeilt worden war, Angela Merkel eine seltene Träne der Rührung entlockten. Auch nachdem ich meine Tätigkeit als Redenschreiber 2015 aufgegeben hatte, um an der Universität sowie als politischer Analyst zu arbeiten, setzte sich der Strom der Ereignisse unvermindert fort. Dies bestätigte meine Überzeugung, dass Europa sich an eine neue Normalität anpassen muss. Das beginnt mit einem besseren, realistischeren Selbstverständnis, einer unabdingbaren Voraussetzung, will man in Zukunft glaubwürdiger sprechen und handeln.

Vor mehr als fünfzehn Jahren hatte ich schon einmal einige Zeit in Brüssel als Mitarbeiter der Europäischen Kommission verbracht, bevor ich anschließend im niederländischen Parlament in Den Haag arbeitete. Meine politische Erziehung hat von meinem Aufenthalt in Brüssel sehr profitiert. Die impliziten Botschaften, die doppelten oder gar dreifachen Bedeutungen von allem, das dort gesagt wurde, die institutionellen Rivalitäten, Kämpfe darum, auch ja einen Stuhl an einem bestimmten Verhandlungstisch zu ergattern, Informationen, die an die Presse durchgestochen wurden, das Spiel auf Zeit und mit ihr – um zu verstehen, wie wichtig all diese Dinge sind, muss man unmittelbar vor Ort gewesen sein.

Mir fiel auf, dass die Kommission – in ihren Broschüren und Informationskampagnen – ein imaginäres Publikum »europäischer Bürger« adressierte, dass sie allerdings keinerlei Antwort zu erwarten schien. Im Zuge der Referenden über den Verfassungsvertrag, die 2005 in Frankreich und den Niederlanden abgehalten wurden, hatte ich Gelegenheit, die Folgen dieser distanzierten Behandlung aus einer anderen Perspektive zu ermessen, da ich mittlerweile als Berater in Den Haag arbeitete. Viele Argumente gingen nach hinten los. Als die Regierung beispielsweise die praktischen Vorteile des Euro pries, antwortete ein Anhänger der Gegenkampagne: »Hurra! Ich kann gratis Geld abheben. Dafür gebe ich doch gerne mehr als vierhundert Jahre Souveränität auf.« Erfahrungen wie diese bestärkten mich in der Überzeugung, dass der Kampf um die Öffentlichkeit im Mittelpunkt jeder Darstellung der europäischen Politik stehen sollte.

 

Die Art, in der über Europa geschrieben und gesprochen wird, ist zumindest teilweise für sein schwaches Selbstbild und das lange Zeit herrschende Desinteresse seitens der Bürger verantwortlich. Daher entschied ich mich, den üblichen Jargon zu vermeiden. Fachchinesisch erlaubt es Beamten und Politikern nicht nur, sich hinter leeren Worten zu verstecken (was schlimm genug ist), sondern es stellt zugleich eine Vernebelungstaktik dar: Anstatt die Züge im politischen Machtspiel zu erklären und Verantwortlichkeiten klar zuzuweisen, verbirgt der Jargon sie hinter einer Wand aus Worten. Aus diesem Grund verwende ich auch keine Abkürzungen, jene typischen Kennzeichen der Brüsseler Prosa sowie der juristischen und politischen Handbücher. Ich schreibe nicht EU, sondern spreche einfach von der Union.

Die Entscheidung, Jargon zu vermeiden, ist dabei auch Teil des Versuchs, dem Klammergriff bestehender Konzepte zu entkommen und neue Werkzeuge zu entwickeln. Als ich zu schreiben begann, leitete mich die Intuition, dass die verfügbaren Analysen und Narrative über Europa einen wesentlichen Punkt übersahen. Das politische Leben der Union schien darin gar nicht vorzukommen. Doch wie sollte ich dieses Leben berücksichtigen, ohne in die Falle zu gehen und im Käfig der üblichen Sichtweisen gefangen zu bleiben? Um etwas Neues zu entdecken, muss man beiseitelassen, was man bereits weiß. Auch ein Frontalangriff auf gut eingeführte Begriffe (wie den ewigen Gegensatz »supranational« vs. »intergouvernemental«) würde die Macht dieser Konzepte vermutlich eher noch verstärken. Der Philosoph Richard Rorty schrieb einmal, interessante Philosophie sei gewöhnlich ein »Wettkampf zwischen einem erstarrten Vokabular, das hemmend und ärgerlich geworden ist, und einem neuen Vokabular, das erst halb Form angenommen hat und die vage Versprechung großer Dinge bietet«. Kurz darauf folgt bei Rorty ein Satz, der meine Motivation perfekt zusammenfasst: »Meinen eigenen Prinzipien getreu, werde ich keine Argumente gegen das Vokabular, das ich ersetzen möchte, liefern. Statt dessen werde ich versuchen, das Vokabular, das ich favorisiere, attraktiv zu machen, indem ich zeige, daß es zur Beschreibung einer Vielfalt von Themen brauchbar sein kann.«

 

Will man dem Gefängnis der existierenden Sprache entfliehen, liegt der Schlüssel dazu in der Erfahrung. Daher richtete ich den Blick zurück auf jene Persönlichkeiten, die das politische Europa gegründet und daran mitgearbeitet haben: Staats- und Regierungschefs, Minister, Diplomaten, Abgeordnete, Beamte und Richter. Zugänglich werden ihre Erfahrungen anhand von Reden und Debatten, durch ihre Memoiren sowie durch Anekdoten, die Journalisten und Historiker festgehalten haben. Außerdem greife ich auf eigene Beobachtungen und unschätzbar wertvolle Gespräche mit vielen Beteiligten zurück. Konrad Adenauer bemerkte im Alter von neunundachtzig Jahren: »Erfahrung kann eine Führerin des Denkens und des Handelns sein, die durch nichts zu ersetzen ist, auch nicht durch angeborenen Intellekt. Das gilt insbesondere für das Gebiet der Politik.«

Viele akademische Debatten sind in dieser Falle der Sprache gefangen, weshalb dieses Buch mit der klassischen Frage beginnt: »Was ist Politik?« Es widmet sich drei Formen der Politik: der Entscheidungsfindung und der Durchsetzung von Gesetzen (Teil I), der Fähigkeit, inmitten der Kontingenz der Zeit zu handeln (Teil II), und dem Versuch, ein Band zwischen der politischen Führung und dem Volk zu schmieden (Teil III). Europa dient hier als einschlägiges Beispiel. Modethemen wie die Unterscheidung zwischen »harter« und »weicher Macht«, die Feinheiten der »Governance in Mehrebenensystemen« oder die Abgründe des »Demokratiedefizits« spielen lediglich eine untergeordnete Rolle. Stattdessen konzentriere ich mich auf klassische Kategorien wie Gründung, Veränderung, Repräsentation, Legitimität, Verantwortung, Ereignisse und Freiheit. Auch wenn das Buch natürlich auf die Verträge und die Institutionen eingeht, ist es doch weder das Werk eines Juristen noch eines Politikwissenschaftlers, sondern eines politischen Philosophen und Historikers, der überzeugt davon ist, dass ihr Verhältnis zurzeit das Wesen der Politik ausmacht.[2]

Mit dem berühmten Bild von der Eule der Minerva brachte Georg Wilhelm Friedrich Hegel das tragische Faktum zum Ausdruck, dass wir die Wirklichkeit immer erst dann erklären können, wenn die Dämmerung bereits hereinbricht. Auf Grund seiner Erfahrungen mit der Zäsur der Französischen Revolution und dem Auftritt Napoleons brachte er damit zum Ausdruck, dass unsere Versuche, uns einen Reim auf die Realität zu machen, den Ereignissen in der Regel hinterherhinken, dass es lange dauert, bevor wir einen historischen Bruch deuten können. Gleichzeitig ist dieser Versuch des Verstehens der Geschichte unerlässlich, wenn wir die Gegenwart gestalten wollen.

Vorst (Belgien), 7. Juli 2016



[1] Das Vorwort wurde aus dem Niederländischen übertragen von Helga Marx.


[2] Am Ende des Buches findet sich ein ausführlicher bibliographischer Essay, der die wichtigsten Quellen benennt und meine Position gegenüber existierenden Studien genauer darlegt.
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Denn der Diskurs […] ist auch nicht bloß das, was die Kämpfe oder die Systeme der Beherrschung in Sprache übersetzt: er ist dasjenige, worum und womit man kämpft; er ist die Macht, deren man sich zu bemächtigen sucht.2
Michel Foucault (1971)

DREI EUROPÄISCHE DISKURSE





Europapalaver unter Experten, Stammtischgerede über die Griechen, Vorlesungen über Wettbewerbsrecht, politische Kolumnen in der Zeitung: Auch in dem, was in der Flüchtigkeit des Alltags über Europa gesagt wird, spiegelt sich der Streit um Europa. Worte sind niemals unschuldig. Oder wie Foucault es formuliert: Der Diskurs ist nicht nur Ausdruck des Konflikts, sondern das Feld, das es zu erobern gilt.

Politische Ereignisse lassen sich nicht mit neutralen, »wissenschaftlichen« Begriffen behandeln. Sind die Belgier eine »Nation«? Ist Russland eine »Demokratie«? Liegen London oder Ankara in »Europa«? Solche Fragen werden nicht an den Universitäten geklärt. Was nicht heißt, dass man schweigen muss, wenn man nicht ideologisch werden will.

Oft schafft die Zeit Klarheit. Wie beim französisch-algerischen Konflikt 1954-1962. Für die Algerier war es ein »Unabhängigkeitskrieg«, für Paris ein »Bürgerkrieg«: zwei unvereinbare Positionen. Hier entschied die Geschichte, wer recht behalten sollte. Inzwischen räumen auch die Franzosen ein, dass es ein »Unabhängigkeitskrieg« war. Ganz anders beim Krieg zwischen den amerikanischen Nord- und Südstaaten 1861-65. Hier siegte am Ende die Zentralgewalt, und so gilt dieser Konflikt bis heute als »Bürgerkrieg«.

Die Geschichte, um die es in diesem Buch geht, ist noch nicht beendet. Wie das Verhältnis zwischen dem europäischen Miteinander und den Mitgliedstaaten (Teil I), der Außenwelt (Teil II) und den Bürgern (Teil III) einmal aussehen wird, steht noch nicht fest. Müssen wir uns daher eines Urteils über Europa enthalten? Keineswegs, denn uns stehen zwei Wege offen: Wir können die Fakten und Ereignisse der vergangenen fünfundsechzig Jahre darstellen und deuten, auch wenn wir nicht wissen, wohin die Entwicklung uns letztendlich führen wird. Das ist der Kern dieses Buches. Wir können aber auch die unterschiedlichen politischen Diskurse analysieren und uns dabei auf ihre Verwendung und ihre Voraussetzungen, ihre Stärken und Schwächen konzentrieren. Das ist das Ziel dieses Prologs. Dieser soll auch dem naiven Gedanken entgegenwirken, politische Begriffe würden allenfalls lose auf eine Wirklichkeit jenseits der Worte selbst verweisen.

 

 


Staaten, Bürger und Behörden

In der Wortflut über die europäische Politik lassen sich drei grundlegende Diskurse ausmachen: der Diskurs über das »Europa der Staaten«, der über das »Europa der Bürger« und der über das »Europa der Behörden«. Traditionell spricht man von Konföderalismus, Föderalismus und Funktionalismus. Jeder der drei Diskurse bevorzugt eine oder mehrere spezifische Institutionen. Jeder hat einen eigenen politischen Stil, eigene Methoden und ein eigenes universitäres Zuhause. Jeder pflegt einen eigenen Umgang mit der Geschichte.

Laut dem Diskurs des Europas der Staaten funktioniert die europäische Politik am besten, wenn nationale Regierungen zusammenarbeiten. Die Länder behalten ihre Souveränität und fassen in Punkten, die alle betreffen, ab und zu gemeinsam Beschlüsse. Allein die Staaten verfügen über ausreichend Macht und Handlungsspielraum, eine europäische Einheit zu schaffen. Von zentralen Institutionen hält der Staatendiskurs wenig, eher vertraut er auf klassische Diplomatie, auf Treffen von nationalen Ministern oder Staats- und Regierungschefs bei Gipfeln im Stil des Wiener Kongresses von 1814/15. Das Ziel besteht darin, den Frieden zwischen möglichst vielen europäischen Staaten zu wahren und Wohlstand für deren Bevölkerungen zu schaffen. Mancher Befürworter der europäischen Konföderation hofft auf eine ruhmreiche Führungsrolle der eigenen Nation.

Das Europa der Bürger verwendet eine andere Sprache. Es will nationalen Exekutiven, Legislativen und Judikativen bestimmte Zuständigkeiten wegnehmen und auf eine Regierung, ein Parlament und einen Gerichtshof Europas übertragen, wodurch eine Föderation entstehen soll. Unter Umgehung der Nationalstaaten üben diese zentralen Institutionen nach dem Vorbild der US-amerikanischen Bundesregierung unmittelbar Macht aus und erhalten ihre Legitimität von der europäischen Wählerschaft. Der Bürgerdiskurs setzt auf ein gemeinsames Parlament und auf eine europäische Öffentlichkeit. Und so wenig, wie die Vertreter des Staatendiskurses die Staaten selbst sind, sind die Wortführer des Bürgerdiskurses die existierenden (nationalen) Bürger. Statt diesen sprechen Intellektuelle, oft abgehoben und vermeintlich im Namen eines neuen (europäischen) Bürgers. Dass die Bürger aus Fleisch und Blut davon meist wenig mitbekommen, interessiert jene kaum. Das Endziel der Föderalisten ist eine demokratische Gesellschaft, die sich nicht nur als politische, sondern auch als kulturelle Einheit versteht.

Der Diskurs vom Europa der Behörden handelt von der Übertragung konkreter Regierungsfunktionen auf eine europäische Bürokratie. Ziele und Richtlinien werden zwar von den Staaten schriftlich festgelegt, doch innerhalb dieser Vorgaben agiert die zentrale Bürokratie unabhängig. Der Behördendiskurs hält das politische Leben für ein überschätztes Phänomen. Wichtiger als das oberflächliche Geplänkel zwischen Regierungen, Parlamenten und Bevölkerungen sind die unsichtbaren wirtschaftlichen und sozialen Kräfte, die den Alltag bestimmen. Durch die allmähliche Aggregation individueller Interessen und Gewohnheiten wird schließlich eine europäische Einheit entstehen. Dieser Prozess lässt sich mithilfe einer rationalen Bürokratie ausgezeichnet steuern. Ein visionäres Endziel halten viele Funktionalisten für überflüssig, wenn man die Aufrechterhaltung des europäischen Beamtenapparats selbst nicht als solches verstehen will.

Jeder dieser Diskurse hat seine Wurzeln in einem bestimmten Kontext: fürstliche Macht, bürgerlicher Geist und amtliche Verordnung. Der Staatendiskurs reicht bis in die Anfänge des europäischen Staatensystems zurück. Ein böhmischer König des 15. Jahrhunderts arbeitete unter dem Schock des türkischen Vormarschs einen Plan für einen christlichen Fürstenbund aus und schickte diesen an die europäischen Herrscherkollegen. Kardinal Richelieu, Berater des französischen Königs Ludwig XIII., hatte während des zerstörerischen Dreißigjährigen Kriegs einen ähnlichen Vorschlag gemacht, der angeblich auf Heinrich IV. zurückging. Nach dem Westfälischen Frieden von 1648 organisierten sich die europäischen Staaten jedoch nicht in Form eines konföderalen Bundes, sondern mithilfe eines Mächtegleichgewichts. Dieses funktionierte jahrhundertelang zur Zufriedenheit aller Fürsten und Staatsoberhäupter. Erst gegen Ende der verheerenden Kriegsperiode von 1914 bis 1945 – sie wurde von einem dieser Staatsführer der »Zweite Dreißigjährige Krieg« genannt – brachten Staats- und Regierungschefs den Staatendiskurs wieder zur Sprache, allen voran Winston Churchill und Charles de Gaulle.3

Ein Bürgerdiskurs wurde erst nach der Französischen Revolution von 1789 denkbar, denn diese brachte die Bürger an die Macht. Die Umwälzungen verstärkten bei Dichtern und Denkern das Bewusstsein, eine gemeinsame Geschichte zu haben. Für Novalis, Edmund Burke und später François Guizot war Europa gleichbedeutend mit Christentum, Freiheit und Kultur. 1814 entwarf Henri Saint-Simon den Plan zu einem europäischen parlamentarischen System. 1849, ein Jahr nach einer erneuten Welle demokratischer Revolutionen, erfand der Schriftsteller Victor Hugo den Begriff »Vereinigte Staaten von Europa« – bis heute die Devise der Föderalisten. Nach dem Ersten Weltkrieg überraschte Graf Richard Nikolaus Coudenhove-Kalergi mit der Idee eines »Pan-Europa«, in dem er »keine Staaten, sondern Menschen« vereinigen wollte. Intellektuelle wie Albert Einstein, Guillaume Apollinaire und Thomas Mann schlossen sich ihm an, genau wie der französische Außenminister Aristide Briand und der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer. Doch erst im Zweiten Weltkrieg erfuhr der Bürgerdiskurs den entscheidenden Impuls. Aus dem Widerstand gegen die Nationalsozialisten ging eine »Europäische Bewegung« hervor, der sich zahlreiche Menschen aus Italien, Belgien, Frankreich, der Schweiz, den Niederlanden, Norwegen, Jugoslawien und auch aus Deutschland anschlossen.

Der Behördendiskurs entstand nach 1945 auf Betreiben von Spitzenbeamten. Der einflussreichste war der Franzose Jean Monnet, der im Ersten und Zweiten Weltkrieg Agenturen geleitet hatte, die für die Alliierten Logistik und Versorgung koordinierten. Monnet hatte zudem Anfang der zwanziger Jahre in Genf für den Völkerbund gearbeitet. Weitere Funktionalisten waren der niederländische Bankier Johan Willem Beyen und der französische Ökonom Robert Marjolin. Beyen war 1944 an der Gründung des internationalen Finanzsystems beteiligt und wurde ein Jahrzehnt später als parteiloser Außenminister ein Vorkämpfer für den europäischen Markt. Marjolin amtierte 1948 als höchster Beamter der Organisation, welche die Marshallplanhilfe an siebzehn (vor allem west-) europäische Länder verteilte, und bekleidete danach lange Jahre den Posten des Vizepräsidenten der Brüsseler Kommission.

Unmittelbar nach 1945 gab es zahlreiche Konferenzen zum »europäischen Gedanken«, ab 1950 wurde der Idee europäischer Behörden erstmals politisches Leben eingehaucht. Als diese zwölf Jahre später reibungslos funktionierten, sagte der Kommissionspräsident Walter Hallstein: »Das Wesen dieser Welt selbst zwingt uns, unser Verständnis von Begriffen wie ›Politik‹ und ›Ökonomie‹ zu überdenken und die semantische Grenze zwischen ihnen neu zu ziehen oder sie möglicherweise gar zu löschen.«4

 

Der politische Kampf im Namen der europäischen Staaten, Bürger und Behörden bringt stets neue Machtverhältnisse, neue ideologische Konstellationen, neue Termini hervor.

Ein schönes Beispiel dafür ist der Begriff des »institutionellen Dreiecks«. Er verweist auf ein empfindliches Gleichgewicht zwischen Kommission, Rat und Parlament, jenen drei europäischen Institutionen, in denen sich die Diskurse der Behörden, Staaten und der Bürger mittlerweile kristallisiert haben. Der Begriff »Dreieck« ist rhetorisch brillant gewählt. Er befriedet die widerstreitenden Positionen durch das Diktat eines Gleichgewichts und verleiht politischen Entscheidungen eine mathematisch ausgewogene Grundlage.

Im Lauf der Zeit entwickelten sich drei Mischdiskurse, die das Denken heutzutage bestimmen. Mittlerweile spricht man überwiegend vom Supranationalismus (Behörden und Bürger), Intergouvernementalismus (Behörden und Staaten) und Konstitutionalismus (Staaten und Bürger). Die ersten beiden sind die älteren und beherrschten jahrzehntelang die Debatte über Europa. In Brüsseler Kreisen, aber auch in bestimmten wissenschaftlichen Interessengemeinschaften klopfte man jede Regung in den europäischen Institutionen daraufhin ab, ob sie mehr zum Supranationalismus (bzw. zur kommunitären Lehre) oder zum Intergouvernementalismus hintendierte. In vielerlei Hinsicht ist dies ein Scheingegensatz. Aus Unzufriedenheit über dieses eingeschränkte Angebot bildete sich in den neunziger Jahren der Konstitutionalismus heraus, der die Situation als eine öffentliche Angelegenheit verstand, die alle Bürger und alle Mitgliedstaaten betraf.

 

 


Der Zwang der Disziplinen

Die Sprache birgt Zwänge, die bereits auf der Ebene der einzelnen Worte beginnen. Man nehme zum Beispiel das Thema dieses Buches. Wie soll man es nennen? Üblicherweise benutzt man dazu Begriffe wie »Integration«, »Konstruktion«, »Einigung« oder »Zusammenarbeit«. Sie tun so, als beschrieben sie nur den Sachverhalt, doch jeder Begriff besitzt seinen eigenen Klang und Zwang. »Integration« weist auf einen quasichemischen Prozess hin, der in einer totalen Vermischung endet; bei »Konstruktion« denkt man an ein Haus, das auf einem brach liegenden Gelände gebaut werden soll; bei »Einigung« bleibt offen, ob diese freiwillig oder unter Einsatz von Zwang zustande kommt; und »Zusammenarbeit« lässt keinen Zweifel daran, dass die Selbstständigkeit der (Mitglied-)Staaten weiterhin gewahrt bleibt. Es ist bezeichnend, dass die niederländische Regierung, die sich jahrelang vehement für die »europäische Integration« eingesetzt hatte, nach dem Debakel des Referendums von 2005 plötzlich von »europäischer Zusammenarbeit« sprach, während die französische Regierung ungeachtet des »Non« im selben Jahr nach wie vor an der »Konstruktion Europas« festhielt.

 

Das Europa der »Staaten«, das der »Bürger« oder das der »Behörden«, sie alle entsprangen Vorstellungen darüber, wie das erwünschte Europa aussehen soll (und wie nicht). Sie sind somit unverhohlen normativ. Allerdings unterhält jeder dieser Diskurse enge Beziehungen zu bestimmten Wissenschaftszweigen, die stets von sich behaupten, analytisch vorzugehen. Das gibt zu denken. Verbirgt sich hinter jeder akademischen Disziplin, die sich mit Europa befasst, eine bestimmte politische Haltung? Wenn ja, wie sieht diese aus?

Anhaltspunkte bieten die drei Begriffe »Integration«, »Zusammenarbeit« und »Konstruktion«. Jeder der Begriffe kann einem bestimmten Diskurs beziehungsweise den davon abgeleiteten Mischformen zugeordnet werden. Jeder der Begriffe ist das Lieblingsobjekt bestimmter akademischer Disziplinen. Und jeder der Begriffe bietet diesen Disziplinen einen Maßstab, anhand dessen sich der Stand der Dinge bewerten lässt, und eine bestimmte Art Wahrheit (in deren Mittelpunkt einmal konkrete Ergebnisse stehen, einmal ein Wille und einmal eine Form), um die herum man Wissen organisieren kann.

Das Europa der Behörden hat seine Anhänger unter den Wissenschaftlern der Integration, genauer unter den Ökonomen (den Erfindern des Begriffes »Integration«), Sozialwissenschaftlern und Politologen. Diese fühlten sich schon immer dem Weltbild und der Arbeitsweise der Behörden verbunden. Nicht umsonst ist der Funktionalismus ihr Geisteskind. Seit den fünfziger Jahren messen, prüfen und loten sie alles aus, worauf die zentrale Bürokratie Einfluss ausüben möchte: Handelsströme, Wechselkurse, Kaufverhalten, Meinungsbildung, Mobilität, Normen, Verwaltungspraktiken. Wissen über Integration setzt messbare Resultate voraus, weshalb in diesem Diskurs amtliche Verordnungen beliebter sind als launige Politik.

Das Europa der Staaten beruft sich auf die Wissenschaftler, die Europa als Zusammenarbeit verstehen. Am eifrigsten tun dies die Historiker und die Spezialisten für internationale Beziehungen. Sie denken von den Staaten und ihren Völkern her. Gerne widmen sie sich den Themen Krieg und Frieden, Macht und Interesse, Flaggen und Wahlen, wobei sie sich an Tatsachen und den gesunden Menschenverstand halten. Ihre Spezialität ist die Errichtung einer Bühne für eine Geschichte, deren Protagonisten und Plot sie erst (wieder) erschaffen wollen. Mit Vorliebe wird ein düsterer Naturzustand konstruiert – meist in der fernen Vergangenheit oder im geopolitischen Dschungel –, aus dem dann der Held, der Staat, strahlend hervortritt. Doch die Geschichte funktioniert nicht ohne einen Willen. Viele Historiker, vor allem die, die sich und ihre Zunft in der Tradition des Nationalstaats des 19. Jahrhunderts sehen, halten das politische Europa für eine Farce. Es ist ihnen ein Leichtes, die Geschichte, in der Europa die Hauptrolle in der historischen Entwicklung spielt und nicht Frankreich, Spanien oder England, als »Propaganda« abzuqualifizieren. Unter den Historikern befinden sich die intellektuellen Hoflieferanten für den Euroskeptizismus. Sie erhalten Beifall seitens der Vertreter der politikwissenschaftlichen Teildisziplin der Internationalen Beziehungen, wo man zwar die europäischen Institutionen ernst nimmt, doch meist nur, um zu beweisen, dass sie nach der Pfeife ihrer souveränen Herren tanzen.

Das Europa der Bürger unterhält kein starkes Band mit einer wissenschaftlichen Teilgemeinschaft, da der europäische Bürger erst noch geboren werden muss. Deshalb flüchtet es sich in die Idee der Konstruktion, die ihre Befürworter unter den Intellektuellen und vor allem bei den akademischen Vertretern der Jurisprudenz hat. Deren Disziplin befasst sich nämlich mehr als jede andere mit dem Erstellen von Regeln. Genauer: Während das Wissen der Ökonomen und der Sozialwissenschaftler auf konkret nachvollziehbaren Resultaten beruht und die Historiker und politischen Analysten uns die Geschichte von der Erschaffung und Funktion des öffentlichen Willens erzählen, geht es im Diskurs der Juristen in erster Linie darum, bisher unbekannten oder unkontrollierten Sachverhalten eine Form zu verleihen. Was bis 1952 für die Behörden der Gemeinschaft gegolten hatte, galt vierzig Jahre später für die Bürger Europas: Es gab sie nur in der Phantasie. Als man dem Unionsbürger 1992 rechtlichen Status verlieh, habe man, so die Kritiker damals, eine leere Form geschaffen. Doch Juristen sind Spezialisten für leere Formen, die sich langsam mit Inhalt füllen, weshalb der Bürgerdiskurs den Juristen mehr zu verdanken hat als den Dichtern und Denkern, die ihn sonst mehrheitlich vertreten. Ein Gedankenkonzept bedarf der Rechtsform, um zu einem institutionellen Fakt zu werden.

 

Der Einfluss des Behörden-, Staaten- sowie des Bürgerdenkens variierte natürlich über die Zeiläufte. Die schicksalhaften Wendungen der europäischen Politik nach 1950 bestimmten, welcher der drei Diskurse sich in einer gegebenen Situation als besonders attraktiv erwies. Was die eine Disziplin an Dingen (Tatsachen) erkannte oder an Argumenten (Normen) lieferte, konnte für eine andere unsichtbar oder gar undenkbar sein.

Das wechselhafteste Schicksal hat der Behördendiskurs hinter sich. Einer seiner frühen und einflussreichen Verfechter, der amerikanische Politologe Ernst Haas, erforschte in The Uniting of Europe (1958), wie die junge Gemeinschaft das politische Verhalten in den Mitgliedstaaten veränderte. Er verglich das, was Parteien, Gewerkschaften und Industrielle 1952 über die europäische Montanunion gesagt hatten, mit dem, was sie 1957 darüber äußerten. Seiner Ansicht nach standen bei der europäischen Einigung wirtschaftliche Interessen im Vordergrund; Ideologie habe keine Rolle gespielt. Haas kam zu dem selbstbewussten Schluss: »Der Ökonom im Maschinenraum, der Planer, der innovative Industrielle und der Gewerkschafter haben die Bewegung vorangebracht – nicht die Politiker, Gelehrten, Literaten oder Publizisten.«5 Haas' analytische Kategorien (»Policy-Makler«, »expansive Logik der Sektorintegration«) wurden von den Brüsseler Behörden anfangs begierig übernommen. Man erforschte dort den Bedeutungsverlust des Nationalstaats mit einer Sorgfalt, die einer frohen Erwartung entsprach. Ein tumultreiches Jahrzehnt später war die Stimmung gekippt. Haas musste zugeben, dass er mit seiner Theorie unterschätzt hatte, wie sehr nicht nur die geopolitische Lage und die autonomen sozioökonomischen Veränderungen, sondern auch die Macht alter politischer Loyalitäten und charismatische nationale Führer die Integration beeinflussten: »De Gaulle hat uns widerlegt.«6

Erst in den achtziger Jahren bekam der Behördendiskurs wieder Rückenwind. Eine neue Generation von Politologen lancierte den Begriff »Governance«. Dieses Modewort stand für die Idee, dass Experten, nachdem sie die Meinungen sektoraler oder funktionaler Interessengruppen angehört hatten, in der Lage sein sollten, Entscheidungen außerhalb demokratischer Verfahren und über territoriale Grenzen hinweg zu treffen. Solche neuen Theorien der politischen Steuerung – nachzulesen in Büchern wie Regulating Europe (1996) von Giandomenico Majone oder in Fritz Scharpfs Governing in Europe (1999) – wurden von der zentralen Bürokratie wohlwollend aufgenommen. Erfreut stellten die Lobbyisten in Brüssel fest, dass man sie plötzlich für respektable Vertreter der europäischen Zivilgesellschaft hielt.

Der Staatendiskurs, von Natur aus abwartend, fand sein intellektuelles Vergnügen darin, die überspannten Erwartungen der beiden anderen Konzepte zu widerlegen. Die Art und Weise, wie de Gaulle während der sechziger Jahre auf der europäischen Bühne auftrat (Vertreter des Behördendiskurses zeigten sich schockiert), war in den Augen der Staatendenker bezeichnend. Sie sahen darin eine Bestätigung für das, was sie schon immer vermutet hatten. Stanley Hoffmann, ein französischer Spezialist für internationale Beziehungen, formulierte es so:

 

Politik ist eine Frage des Willens. […] Entweder müssen die Europäer entschlossener den Willen entwickeln, ihre aktuellen Divergenzen zu überwinden und eine gemeinsame Struktur aufzubauen, oder die Dinge werden weiterlaufen wie bisher auch: mit europäischen Staaten, die unabhängig voneinander agieren, anstatt wie ein faisceau [Bündel] zu handeln, als mehr oder weniger geeinte Gruppe von Staaten.7

 

Hoffmann war nicht der Ansicht, die europäischen Nationalstaaten stünden kurz davor, sich aufzulösen. Wenn ein Staat ein wirtschaftliches oder militärisches Ziel nicht im Alleingang erreichen könne, so gebe es »weniger drastische Möglichkeiten, als gleich Harakiri zu begehen«.

Auch jüngere Vertreter des Staatendenkens polemisieren gern gegen die allzu hoch gesteckten Erwartungen der Brüsseler Bürokraten. Der britische Historiker Alan Milward ist sogar der Meinung, die Gründung der Gemeinschaft habe nicht das Ende des Nationalstaats eingeläutet, sondern dessen Rettung. Anhand von Zahlen über die Kohleproduktion, den Handel und die Agrarpreise aus den Gründungsjahren gelangt er zu dem Fazit:

 

Integration bedeutete nicht, dass die zunehmend machtlosen Nationalstaaten zugunsten einer anderen Form der Governance abgeschafft worden wären; vielmehr wurde sie von den europäischen Nationalstaaten selbst errichtet, da sie ihre Zwecke so besser verfolgen konnten. Es handelte sich um einen Akt des nationalen Willens.8

 

Auch der amerikanische Politologe Andrew Moravcsik behauptet: »Der Integrationsprozess trat weder an die Stelle noch umging er den Willen der nationalen Führer; er spiegelte ihren Willen wider.«9

Im Bürgerdenken hingegen hielt man die europäische Ordnung durchaus für ein Ganzes, das größer war als die Summe der Mitgliedstaaten. Durch diese verfassungstheoretische Kehrtwende entfernte sich die Erforschung des politischen Europa von ihrem angestammten Gebiet der internationalen Beziehungen und richtete ihr Interesse auf neue, noch unerforschte Terrains: auf das Recht und die politische Theorie.

Der Konstitutionalismus fand seine Ansatzpunkte in den Fakten und Normen der juristischen Form. Joseph H. ‌H. Weiler, ein auf Europarecht spezialisierter US-Jurist, verwies darauf, das politische System Europas besäße zwar seit den sechziger Jahren intergouvernementale Züge, sein Rechtssystem habe jedoch aufgrund der Umsetzung einiger grundlegender Gerichtsentscheidungen eine föderale Gestalt angenommen. Beide Erscheinungsformen Europas wurden in zwei vollkommen getrennten Bereichen verhandelt, wodurch das Europa der Politologen mit dem Europa der Juristen nicht viel gemein hatte. Weiler war der Mittelsmann, der auf die in juristischen Formen verborgenen politischen Machtansprüche hinwies, was die eine Disziplin herunterspielte und die andere verteufelte.

Die Idee einer europäischen konstitutionellen Ordnung führte im zweiten Schritt zu einem Baustein, den man dafür üblicherweise benötigt: zum Bürger. Mit ihm rückte das Parlament ins Blickfeld, und die Diskussion über eine europäische Demokratie, Öffentlichkeit und Identität begann. Der deutsche Philosoph Jürgen Habermas fand für die Prämissen eines solchen Denkens neue Begriffe, als er 1995 mahnte, eine europäische Demokratie könne nur entstehen, wenn sich »eine europaweit integrierte Öffentlichkeit bildet, eine Zivilgesellschaft mit Interessenverbänden, nicht-staatlichen Organisationen, Bürgerbewegungen usw., natürlich ein auf europäische Arenen zugeschnittenes Parteiensystem«.10 Die Anhänger des Bürgerdiskurses sind überzeugt, dass diese Bedingungen erfüllt werden können.

Allerdings setzen nicht alle Theoretiker, die eine Repräsentation der Bürger fordern, ihre Karten auf das Europäische Parlament. Der politische Philosoph Larry Siedentop zum Beispiel plädiert in Democracy in Europe (2000) für die Errichtung eines europäischen Senats, der sich aus einflussreichen nationalen Parlamentariern zusammensetzen soll. Er hält nämlich – ganz im Sinne Montesquieus – Gewaltenteilung für das beste Mittel gegen eine von Bürokraten dominierte Union. Aktive Bürger und ein verfassungsrechtliches Bewusstsein böten Schutz gegen eine allzu starke Zentralisierung. Die europäische Elite, so Siedentop bedauernd, sei bislang nicht zu der Einsicht gelangt, dass »die Staatsform«11 für die Qualität des öffentlichen Lebens von entscheidender Bedeutung sei. Den Grund dafür sieht er in der Unterordnung des politischen Denkens unter das wirtschaftliche. 1985 tat die britische Premierministerin Thatcher genau das, als sie aus ökonomischem Kalkül europäischen Vertragsänderungen zustimmte, die darauf abzielten, bis 1992 einen gemeinsamen Binnenmarkt zu errichten – eine Entscheidung, die sie später angesichts der weitreichenden politischen Folgen sehr bedauern sollte.

Im Mai 2000 kehrte das Nachdenken über die Form Europas aus dem akademischen Elfenbeinturm in die politische Arena zurück. In einem Festvortrag anlässlich des fünfzigjährigen Bestehens der Brüsseler Behörden brach der deutsche Außenminister Joschka Fischer das bisherige Schweigen über die Finalität Europas. Mit seinem Vortrag setzte er eine diplomatische und verfassungstheoretische Debatte in Gang, die in einem »Vertrag über eine Verfassung für Europa« mündete – auf den ersten Blick ein Erfolg für den Staaten-und-Bürger-Mischdiskurs.

 

Innerhalb von siebzig Jahren hatten sich unterschiedliche Wahrheitsansprüche herauskristallisiert, die um die Verfahren in den Behörden, die Machtspiele zwischen den Staaten und das Anrecht der Bürger auf Repräsentation kreisten – oder kurz: um policy, politics und polity. Die entsprechenden wissenschaftlichen Disziplinen bieten drei Brillen an, die auf je eigene Weise die Wahrnehmung schärfen und die problemlos nebeneinander bestehen können. Die Entscheidung für eine dieser Lesarten ist ganz im Sinne Foucaults auch eine politische Entscheidung und damit, beabsichtigt oder nicht, ein Element des Kampfs zwischen nationalen und europäischen Institutionen und deren Vertretern. Die wissenschaftlichen Diskurse formulieren Wahrheiten – über das Verschwinden der Politik, die Widerstandsfähigkeit des Nationalstaates oder den Zustand der Demokratie –, in denen die Ängste und die Wünsche mitschwingen, die dem Anspruch auf Wahrheit vorausgehen.

Wie können wir diesen ideologischen Zwängen entkommen? Oder müssen wir den Wunsch nach Objektivität aufgeben und es uns im Relativismus bequem machen?

 

 


Das Tribunal der Ereignisse

Politik ist ein Spiel, das in der Gegenwart eine Verbindung zwischen einer offenen Zukunft und einer abgeschlossenen Vergangenheit knüpft. Diese Historizität ist der Schlüssel, der uns erlaubt zu erklären, weshalb die drei Diskurse zugleich richtig und falsch sein können. Um den Begriff »Ideologie« genauer zu definieren, können wir sie mit Raymond Aron als »Erwartungen definieren, die auf das Urteil der Zeit warten«.12 Da die Zukunft grundsätzlich offen ist – eine Offenheit, die in der Demokratie ihren Ausdruck in der ideologischen Pluralität und im Kampf der Parteien findet –, kann eine bestimmte politische Vision in ihr durchaus Wirklichkeit werden. In diesem Sinne sind ideologische Diskurse wahr, und genau daraus beziehen sie ihr Existenzrecht. Doch sobald die offene Zukunft durch das Nadelöhr der Gegenwart gezogen und als Faden in die Geschichte eingewoben wird, folgt das Urteil, schließlich kann man nun den Abstand zwischen Anspruch und Wirklichkeit, zwischen Wunschvorstellungen und Tatsachen bestimmen. Hier zeigt sich, dass Ideologien falsch sein können – weshalb sie sich permanent erneuern müssen und weshalb das Wort »Ideologie« einen negativen Beigeschmack hat, insbesondere seit die Spannung zwischen Zukunftsvision und Wirklichkeit im »real existierenden Sozialismus« der Sowjetunion ein absurdes Ausmaß erreichte.

Die Diskurse über die europäische Ordnung sind insofern ideologisch, als sie sich einerseits berechtigterweise auf die Zukunft berufen und andererseits durch die Geschichte Lügen gestraft werden können. Es verwundert also nicht, dass die drei Grunddiskurse der Staaten, Bürger und Behörden ihren ideologischen Charakter vor allem in den ersten Nachkriegsjahren offenbarten, zu einem Zeitpunkt also, wo es vor allem viel Zukunft gab und noch wenig »real existierendes Europa«. Seit dem europäischen Gründungsakt im Jahre 1950 haben neue Fakten und Ereignisse die Diskurse immer wieder auf die Probe gestellt. Das gilt sowohl für die normativen Diskurse, die ihre Wunschvorstellungen korrigieren mussten, als auch für die begleitenden wissenschaftlichen Disziplinen, die sich gezwungen sahen, das, was sie für die Wirklichkeit hielten, zu revidieren. Inzwischen hat jeder dieser Diskurse seine analytische Überzeugungskraft eingebüßt. Immerhin verteilt der Wissenschaftsbetrieb gelegentlich noch das Etikett »sui generis«, womit »ein Sonderfall« gemeint ist, und erklärt dem Publikum entschuldigend, dass die Union eine »rätselhafte Organisation« sei und wohl nur »von gelehrten Juristen oder verschrobenen Europakennern« verstanden werden könne.13

Warum hat man aus dieser historischen Verletzlichkeit keine Lehren gezogen? Die Lektion lautet: Die grundlegende Historizität der Politik darf weder ausgeklammert noch auf den leider unvermeidlichen Zufall (»exogener Faktor«) oder einen im Nachhinein urteilenden Schiedsrichter reduziert werden. Sie muss stattdessen eine zentrale Rolle in unserem Denken über Europa spielen. Das erfordert Aufmerksamkeit für die Rolle der Ereignisse, die den Lauf der Dinge jederzeit in eine überraschende Richtung lenken können. Im politischen Betrieb selbst hat man dies längst erkannt. Besonders hellsichtig ist in dieser Hinsicht J. ‌G. ‌A. Pococks Definition des Regierens als eine »Reihe von Instrumenten, um mit der Kontingenz der Zeit zurechtzukommen«.14 Politik könnte man somit als die Form betrachten, in der eine Gesellschaft sich mit der Ungewissheit auseinandersetzt.

Das bedeutet, dass man auch die Erfahrungen von Politikern ernst nehmen sollte. Die besten unter ihnen ahnen, wie sehr sie den Launen der Zeit ausgeliefert sind. Der britische Premier Harold Macmillan ließ durchblicken, dass er sich dessen sehr wohl bewusst war, als er auf die Frage eines jungen Journalisten, was er für seine Regierung am meisten fürchte, die berühmte Antwort gab: »Ereignisse, mein Junge, Ereignisse.«

 

Jeder der drei Diskurse pflegt eigene Illusionen, die der Einsicht in die Historizität der Politik im Weg stehen. Bei den Behördenideologen war dies besonders frappierend: Sie hielten einfach die Zeit an, um in einer entpolitisierten Gegenwart zu agieren. Europa war für sie ein »lebendes Laboratorium« (Haas), Politik eine Tätigkeit, die unter konstanten Bedingungen zu Ergebnissen und technischen Lösungen für konkrete Probleme führt. Die Bürgerideologen sehnten sich nach einer grundlegend anderen Zukunft. Sie träumten von einem föderalen Europa, das eindeutig dem Frieden und der Demokratie dienen würde. Die Menschen, so ihre Erwartung, würden sich ganz wie von selbst hinter dieser Idee versammeln. Dass sie sich auf das Unbekannte beriefen, machte sie jedoch anfällig für den Vorwurf, einfach nur Gläubige zu sein. Die Staatsideologen hingegen bezogen ihre Sicherheit aus der Vergangenheit. Für sie war Europa nur eine Fortsetzung des jahrhundertealten nationalen Willens, wenngleich möglicherweise mit anderen Mitteln. Auf ihre Skepsis waren sie stolz.

Doch um den Launen des Schicksals zu widerstehen, muss man das Band zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft begreifen. Der große französische Historiker Marc Bloch sprach von der »Solidarität der Zeitalter«. Er hielt diese für so stark,

 

dass die zwischen ihnen bestehenden Bande Verstehbarkeit in beiden Richtungen ermöglichen. Das Unverständnis der Gegenwart gegenüber entsteht zwangsläufig aus der Unkenntnis der Vergangenheit. Doch bemüht man sich vielleicht nicht minder vergeblich um das Verständnis der Vergangenheit, wenn man von der Gegenwart nichts weiß.15

 

Durch die Ereignisse und Entwicklungen, die sich vor unseren Augen vollziehen, verändert sich auch die Geschichte.


DREI EUROPÄISCHE SPHÄREN





»Qui parle d'Europe«, notierte Bismarck im November 1876 auf den Rand eines Briefes, den er erhalten hatte, »a tort. Notion géographique«: »Wer von Europa spricht, irrt sich. Geographischer Ausdruck«. Er hatte seine Lektion am Verhandlungstisch gelernt: »Ich habe das Wort ›Europa‹ immer im Munde derjenigen Politiker gefunden, die von anderen Mächten etwas verlangten, was sie im eigenen Namen nicht zu fordern wagten.«16 Der Begriff Europa besaß zwar eine geographische und kulturelle Bedeutung, doch niemand konnte für sich in Anspruch nehmen, im Namen Europas zu sprechen. Der Kontinent als Ganzes verfügte über kein Parlament, keinen Gerichtshof, keine Währung, keine Bank, keine Behörden, keine Flagge, keine Regierung, kein Recht, kein Volk.

Heutzutage gibt es zahllose Politiker, die im Namen »Europas« Entscheidungen treffen. Und keiner lacht sie aus, im Gegenteil, ihre Beschlüsse und Vorschriften werden oft ausgeführt oder eingehalten, als sei dies ganz selbstverständlich. Allerdings ist eine Rivalität unter all jenen zu spüren, die behaupten, im Namen Europas zu sprechen: den versammelten Staats- und Regierungschefs, den Präsidenten von Kommission, Gerichtshof und Parlament, dem Duo aus französischem Präsidenten und deutscher Bundeskanzlerin, dem Trio Paris, Berlin und London, den Ländern der Eurozone und anderen mehr. Nicht immer sind Bismarcks Bedenken von der Hand zu weisen. Sind die Staaten sich bisher nicht immer uneins gewesen, wenn es um etwas Wichtiges ging, wie damals beim Einmarsch der Amerikaner in den Irak? Stand »Europa« nicht vollkommen hilflos da, als zum ersten Mal seit 1945 auf dem Kontinent ein Krieg ausbrach und Jugoslawien zerfiel? Haben die meisten Leute etwa nicht die geringste Ahnung, was sich in Brüssel abspielt? Gibt es nicht nach wie vor einige europäische Staaten, die nicht Mitglieder der Europäischen Union sind? Man könnte also sagen, dass Europa in politischer Hinsicht ein leerer Begriff ist und bleibt.

Die scheinbar einfache Frage, ob Europa als politische Entität existiert oder nicht, ist nach wie vor überaus schwierig zu beantworten. Wir stehen dabei vor einer verwirrenden Vielzahl geographischer Grenzen, rechtlich bindender Verträge, historischer Ereignisse, politischer Ansprüche, kultureller Traditionen und sozialer Praktiken. Selbst innerhalb einzelner Gedankengebäude gibt es keine eindeutige Antwort. Was wir brauchen, ist konzeptuelle Klarheit. Zumindest gilt es, eine Reihe von Kategorien zueinander in Beziehung zu setzen.

 

Am Anfang eines neuen Paradigmas könnte die Unterscheidung der einzelnen Sphären stehen, in denen die europäischen Staaten ihre Beziehungen organisiert haben. Es gibt drei solche Sphären, und sie umschließen einander wie konzentrische Kugeln. Jede Sphäre hat ein eigenes Bewegungsprinzip, eine eigene Ordnung, eigene Regeln und eigene Umgangsformen, die sich nach dem Grad der Gewalt ordnen lassen, die in ihnen angewandt wird – von Krieg und der Androhung von Gewalt auf der einen Seite bis hin zum Vetorecht und dem Prinzip der qualifizierten Mehrheit auf der anderen. Jede Sphäre weist ein bestimmtes Selbstverständnis auf, sie verfügt über eine spezielle Öffentlichkeit, und ihre Politiker legen eine eigene Psychologie an den Tag.

Die äußere Sphäre wird, wenn auch vage, von den geographischen Gegebenheiten und geschichtlichen Ereignissen begrenzt. Sie setzt sich aus der Gesamtheit aller souveränen Staaten auf dem Kontinent zusammen. Diese Gesamtheit firmierte jahrhundertelang unter der Bezeichnung »Konzert der europäischen Mächte«. Dynamik entsteht hier, wenn die Staaten ihre Eigeninteressen wahrnehmen; Ordnung durch das Gleichgewicht der Kräfte und durch territoriale Grenzen.

Dann ist da die innere Sphäre, entstanden durch einen Gründungsakt im Jahr 1951. Diese Sphäre gab sich selbst den Namen Gemeinschaft. Sie erstreckt sich über einen rechtlich definierten, sich stets erweiternden Handlungsbereich innerhalb der Teilnehmerstaaten. Ihre Dynamik bezieht sie aus einer bestimmten Zukunftsvorstellung, dem »Projekt Europa«. Ordnung und Orientierung liefert ein zwischen den Staaten geschlossener Vertrag, der Gründungsvertrag.

Und schließlich ist da die Zwischensphäre. Sie entstand während der Gründung der Gemeinschaft, unerwartet und mit unmittelbarer Wirkung, zwischen den beiden anderen. Diese Zwischenwelt blieb lange unentdeckt und ist mit juristischen Termini kaum zu fassen. Vielleicht ist das der Grund, weshalb sie stets namenlos blieb. Und dennoch ist sie von entscheidender Bedeutung. Es handelt sich dabei um die Zwischensphäre der Mitgliedstaaten. Wie bei der äußeren Sphäre entsteht Bewegung hier, wenn nationale Interessen verfolgt werden, aber auch (und das ist überraschend) durch die wachsende Erkenntnis, dass man gemeinsame Interessen besitzt. Das stärkste Ordnungsprinzip ist die Mitgliedschaft, doch auch das Mächtegleichgewicht und das Recht spielen eine Rolle. Als Zwischenwelt erweist sich diese Sphäre nicht nur aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften – so überschneidet sie sich mal mit der äußeren, mal mit der inneren Sphäre –, sondern auch aufgrund ihrer Funktionen: Sie hat die Aufgabe zu verbinden, Beziehungen zu stiften, Ereignisse abzupuffern und Übergänge zu ermöglichen.

Gerade angesichts solcher Übergänge erkannten die Mitgliedstaaten den einzigartigen Charakter dieser intermediären Welt, die bisweilen weder zum Außen noch zum Innen gehört. Wenn die Staaten gemeinsam handeln, als geschlossener Kreis, sind sie der Motor »Europas«.

 

 


Die Außen- und die Innensphäre

Die Außensphäre ist die Sphäre der klassischen europäischen Staatengemeinschaft, ihrer Art und ihrem Wesen nach erfordert sie den Einsatz von Machtpolitik. Es ist eine Welt der souveränen Staaten, die früher von Fürsten und Königshäusern, heute von mehr oder weniger demokratischen Regierungen gelenkt werden. Hier will jeder einzelne Staat im Namen seiner Bevölkerung Macht und Bedeutung erlangen, ohne von einem europäischen Miteinander, einem Ganzen, das die einzelnen Staaten umfasst oder transzendiert, daran gehindert zu werden.

Dieses Konzert der europäischen Mächte existiert seit dem 16. Jahrhundert. Die politischen Verhältnisse zwischen den Staaten drückten sich in versetzten Landesgrenzen oder in wechselnden Allianzen aus und wurden durch ein empfindliches Mächtegleichgewicht bestimmt – das war das ungeschriebene Gesetz, welches das System am Leben erhielt. Das Mächtegleichgewicht wurde bei einem Krieg oder bereits bei der bloßen Androhung militärischer Gewalt gestört und musste dann durch Verhandlungen, Konzessionen und Kompromisse auf einem Friedenskongress wiederhergestellt werden. Zu den umfassendsten Neuordnungen und Grenzrevisionen Europas kam es im Zuge des Westfälischen Friedens (1648), beim Wiener Kongress (1814/15) und – in jüngerer Zeit – während der Pariser Friedenskonferenz nach dem Ersten Weltkrieg, an deren Ende 1919 der Versailler Vertrag stand.

Interessanterweise folgte dieses System der Kongresse auf eine Periode, während deren die Staaten auf päpstlichen Konzilien zusammengekommen waren. Das letzte große Konzil fand 1459 auf Einladung Papst Pius II. nach dem Fall von Konstantinopel (1453) in Mantua statt. Es war eine Art europäischer Krisengipfel. Im Übergang von Konzil zu Kongress verwandelte sich die zunächst der politisch-theologischen Macht Roms vertikal untergeordnete europäische Christenheit in eine Gesellschaft souveräner Staaten, geprägt von einem säkularen, horizontalen Spiel der Allianzen und Rivalitäten. Diplomaten und Juristen lösten die Theologen ab. Die Menschen wurden nicht länger von den »Donnerschlägen der päpstlichen Exkommunikationen und Beschlüsse« zur Ordnung gerufen, sondern mithilfe der »Kunst des Überzeugens, Interpretierens und Verhandelns«.17 Das war die Geburtsstunde der modernen europäischen Diplomatie.

Das Verhältnis der europäischen Staaten untereinander wurde jetzt durch eine frühe Form des internationalen Rechts geregelt, das beispielsweise die Immunität von Diplomaten oder die Neutralität bestimmter Länder und Gebiete garantierte und das Bestimmungen zu den Rechten von Untertanen eines Staates enthielt, die sich in einem anderen Land bewegten. Im Umgang mit der außereuropäischen Welt galten diese Regeln nicht – was die Bevölkerungen der eroberten Kolonien schmerzhaft erfahren sollten. Ab dem 18. Jahrhundert sprach man denn auch vom »europäischen öffentlichen Recht«. Es handelte sich um eine gemeinsame Sammlung vorwiegend ungeschriebener Regeln, die zwar nicht einklagbar waren, aber dennoch anerkannt wurden. Auf dem Wiener Kongress berief sich Talleyrand bei der Verteidigung französischer Interessen mehrere Male mit Inbrunst auf »das öffentliche Recht Europas« – sehr zum Ärger des russischen Zaren und anderer Teilnehmer.18

Von jeher wurde die äußere Sphäre der europäischen Politik – verkörpert durch Personen wie Richelieu, Metternich und Bismarck – von Grenzen bestimmt, vor allem von den Grenzen, die zwischen den Staaten verliefen. Die Linien auf den Landkarten waren Ausdruck des modernen Staates, der auf seinem Territorium souverän war und nach innen und außen eine Einheit darstellte. Im Vergleich zu Religions- und Bürgerkriegen, die in alle Richtungen auswuchern konnten, waren Konflikte zumindest zeitlich und örtlich begrenzt. Somit besaß die territoriale Grenze eine pazifizierende Wirkung. Als Faustregel galt, dass die Staaten ihren Bürgern desto größere Freiheiten gewähren konnten, je geringer der Druck auf ihre Außengrenzen war.

Außer den gemeinsamen Grenzen existierte noch die Grenze zur nichteuropäischen Außenwelt, die jedoch weniger scharf umrissen war. Zwar existierte schon immer das Gefühl eines gemeinsamen europäischen historischen und kulturellen Raums, doch dieser war geographisch nicht klar abgegrenzt – weder im Jahre 1700 noch im Jahre 2000. Die Zugehörigkeit zu Europa war eine Frage des Willens und Dürfens, des Interesses und der Kooptation. Zweifelsfälle am Rand des Kontinents gab es schon immer. So schickten 1648 sämtliche europäischen Fürsten und Staatsoberhäupter ihre Vertreter zum Westfälischen Friedenskongress, »abgesehen vom englischen König, dem Zaren von Moskau und dem osmanischen Sultan«.19 Anderthalb Jahrhunderte später, in Wien 1814/15, stießen England und Russland dazu und übernahmen sofort die Hauptrollen. Die Türkei gehörte schon seit je zu den Zweifelsfällen. Seit dem 18. Jahrhundert wollte das Osmanische Reich ein Teil von Europa sein und führte zu diesem Zweck sogar Gesetzesreformen durch. Schließlich erlangte die Türkei 1856 aufgrund ihrer Verdienste während des Krimkriegs und unter dem Druck von Paris und London den begehrten Status eines »europäischen Staates«.20 Somit sind die geographischen Grenzen zwischen Europa und Nicht-Europa keineswegs willkürlich gezogen (Deutschland, Frankreich oder Italien wurden ja niemals um den Nachweis ihres »europäischen Wesens« gebeten), sondern entstanden, wie dies bei Grenzfällen immer der Fall ist, durch politische Entscheidungen.

In der Abgrenzung gegen die äußere Sphäre liegen, historisch betrachtet, die Anfänge der europäischen Initiativen von 1945. Das System des Mächtegleichgewichts konnte seine eigene Implosion in den dreißig Jahren zwischen 1914 und 1945 nicht verhindern. Zudem wollten die kleineren Staaten nicht länger wehrlose Spielbälle in einem gewalttätigen Spiel herrschsüchtiger Großmächte sein und ergriffen die Gelegenheit, unter dem hegemonialen Schutz Amerikas die europäischen Beziehungen zu reformieren.

Doch die äußere Sphäre war nicht nur der historische Hintergrund dieser Initiativen, sondern stets auch Realität. Zum Beispiel im März 1969, als de Gaulle in der Abgeschiedenheit seines Büros gefragt wurde, wie Paris ein deutsches Übergewicht in Europa zu verhindern gedenke, und er lapidar antwortete: »Par la guerre« – durch Krieg.21 Oder im Februar 2008, als sich die serbische Provinz Kosovo einseitig für unabhängig erklärte und von Paris, London und Berlin anerkannt wurde, worauf der russische Botschafter mit dem Einsatz von Gewalt drohte. Oder im September 2008, als die Europäische Union und die seit 1991 von Russland unabhängige Ukraine sich einander annäherten und das Land den Status eines »europäischen Landes« erhielt, womit es nur noch einen Schritt von dem begehrten Status des »europäischen Staates« entfernt war – wodurch ein prekärer Zustand geschaffen wurde, der bis heute nicht geklärt ist. Oder im Dezember 2008, als Kroatien einen Schritt in Richtung der europäischen Mitgliedschaft unternehmen wollte und dabei vom Nachbarland Slowenien mit dem Argument blockiert wurde, vorher müsse erst ein achtzehn Jahre alter Grenzkonflikt beigelegt werden, bei dem sich die beiden Staaten über ein Stück der adriatischen Küste stritten.

Nach wie vor bilden die Grenzen zwischen den europäischen (Mitglied-)Staaten das wichtigste politische Ordnungsprinzip. Aus Erfahrung haben die Mitgliedstaaten gelernt, dass Grenzkonflikte zwischen Mitgliedern und Beitrittskandidaten vor dem Beitritt gelöst werden müssen, da der Kreis der Staaten über keine eigenen Mittel zur Konfliktbeilegung verfügt. Man denke dabei an das Hindernis, welches das geteilte Zypern in den Beitrittsverhandlungen zwischen der Union und der Türkei darstellt, oder an die Spannungen zwischen Großbritannien und Spanien wegen Gibraltar oder, noch früher, an den zwischen Bonn und Paris strittigen Status des Saargebiets (eine Frage, die nicht zufällig in der Zeit zwischen der Ratifizierung der beiden europäischen Gründungsverträge von 1951 und 1957 gelöst wurde und auch gelöst werden musste, und zwar beginnend mit einem Briefwechsel zwischen Schuman und Adenauer über die Saar, der am Tag der Unterzeichnung des Vertrags von Paris begann).

Bis heute bestimmt dieses rein politische Milieu des Mächtegleichgewichts, der Kriege und Grenzkonflikte das Verhältnis unter den Staaten des europäischen Kontinents. Das Recht, das in dieser Sphäre herrscht, ist das Völkerrecht, das nicht zuletzt auch das Recht von Krieg und Frieden umfasst. Hier kann keiner im Namen Europas sprechen, ohne von einem zeitgenössischen Bismarck zurechtgewiesen zu werden.

 

Die innere Sphäre, das Europa der Gemeinschaft, wird durch einen Vertrag geregelt. Der Unterschied zur äußeren Sphäre ist groß. Das Hauptziel von Gründervätern wie Schuman und Spaak bestand darin, mit der bis dahin üblichen Machtpolitik zu brechen und einen Wandel in den Beziehungen der europäischen Staaten untereinander herbeizuführen. Dabei hatten sie vor allem das Verhältnis von Frankreich und Deutschland im Auge, den früheren Erbfeinden, die in der Zeit eines einzigen Menschenlebens drei blutige Kriege gegeneinander geführt hatten. Gleichzeitig wollte man einen europäischen Frieden schaffen – ohne langwierige Diplomatie. Von den dreißig Staaten, die damals in Europa existierten, beteiligten sich sechs an einer ersten solchen Initiative: der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, auch Montanunion genannt, mit der diese Ideen auf ein kleines, aber entscheidendes Politikfeld angewandt werden sollten.

Der Gründungsvertrag (1951) unterschied sich von anderen völkerrechtlichen Verträgen. Er regelte nicht nur die gegenseitigen Verpflichtungen, sondern sah zudem die Errichtung zweier Institutionen vor, die sich aus Personen zusammensetzten, welche nicht als Vertreter ihrer nationalen Regierung oder ihres nationalen Parlaments auftreten sollten: der Hohen Behörde (später: Europäische Kommission), die im Namen eines gemeinsamen europäischen Interesses Beschlüsse fasste, und des Gerichtshofs, der überprüfen sollte, ob der Vertrag auch eingehalten wurde. Das war eine entscheidende Neuerung. Das Ziel, die Diplomatie zurückzudrängen, unterstreichend, sagte der Initiator Schuman zur Zeit der Unterzeichnung:

 

Von jetzt an sollen die Verträge nicht nur Verpflichtungen begründen, sondern durch sie sollen Institutionen oder supranationale Organe entstehen, die mit einer eigenen, unabhängigen Autorität ausgestattet sind. Solche Institutionen sollen keine Ministerräte oder Räte sein, die sich aus Abgeordneten der beteiligten Regierungen zusammensetzen. Innerhalb dieser Institutionen soll es keine Konflikte zwischen nationalen Interessen geben, die geschlichtet werden oder zu einer Einigung gebracht werden müssen; die Institutionen dienen einer supranationalen Gemeinschaft mit Zielen und Interessen, die sich von denen der beigetretenen Nationen unterscheiden. An die Stelle der individuellen Interessen dieser Nationen tritt das allgemeine Interesse.22

 

Im ursprünglichen Selbstbild der Innensphäre war es undenkbar, dass aus Konflikten um nationale Interessen irgendwann ein Europa entstehen würde. Dazu waren diese Interessen zu bedeutend und die Wunden des letzten Kriegs noch zu frisch. Also arrangierte man sich, so gut es ging, außerhalb der Welt der Nationalstaaten. Formal konnte die Hohe Behörde Entscheidungen treffen, die für die Staaten bindend waren. Außerdem wurde die Gemeinschaft zu einer juristischen Person, die sowohl nach innen als auch nach außen durch die Hohe Behörde vertreten wurde. Zwar scheint es nur eine Formalität zu sein, einer bereits gegründeten Organisation eine juristische Form zu verleihen, doch es wird sich zeigen, dass sich daraus zahlreiche Neuerungen ergaben.

Der Terminus »Gemeinschaft« geht auf den Vorschlag eines Juristen aus der deutschen Delegation zurück. Er berief sich dabei auf die klassische soziologische Unterscheidung zwischen einer Gemeinschaft als einem engen, stabilen und identitätschaffenden Verbund und der Gesellschaft als einer lockeren und offeneren Form des Zusammenlebens. Dieser Gegensatz gehörte zum soziologischen Repertoire der deutschen Intellektuellenschaft, und die Entscheidung für den Begriff der Gemeinschaft beweist, dass man hoch hinauswollte. Für die Initiatoren war die Gemeinschaft nur ein Mittel zum Zweck, und dieser Zweck war die europäische Einigung. Gleichzeitig deutete der Begriff der Gemeinschaft an, als was man die einzelnen Staaten in ihr verstehen wollte, nämlich als juristisch Gleichgestellte. Weg mit der Ungleichheit der Staaten, weg mit dem Mächtegleichgewicht, weg mit dem diplomatischen Zauberkasten. Das Vertragsregime forderte zu gemeinsamen Anstrengungen auf, getragen vom esprit communautaire, dem Gemeinschaftsgeist.

Ordnung und Grundlage für die Innensphäre liefert der Vertrag. Bis heute sind Kommission und Gerichtshof nur so lange selbstständig handlungsfähig, wie sie sich auf einen Vertragsartikel, eine »juristische Grundlage« oder eine formale Zuständigkeit berufen. Das ist sowohl ein Segen als auch ein Fluch. Ein Segen, weil der Vertrag eine verlässliche Basis schafft, auf der die Kommission ihr Initiativrecht wahrnehmen und der Gerichtshof Urteile sprechen kann. Ein Fluch ist es, weil zahlreiche Vertreter der Innensphäre, vor allem in der Kommission und im Parlament, gelegentlich gerne durch einige Ritzen im Vertrag schlüpfen würden. Gibt es doch noch so viele Bereiche, die im Vertrag nicht erwähnt werden, bei denen »Europa« aber dringend zum Handeln gezwungen ist!

Das Prinzip, durch das in der Innensphäre Veränderungen in Gang gesetzt werden, ist eine bestimmte Vision von der Zukunft: vom »Projekt Europa«. Dieses Projekt hörte bereits im Gründungsmoment auf, bloß eine utopische Mission zu sein. Es war sofort eine konkrete Baustelle, Arbeitsstätte sechs verschiedener Staaten, ein Vorposten und zugleich ein Vorschuss auf das Kommende. Das Europa der Innensphäre existiert gewissermaßen »auf Kredit«. Aus dem Bauprojekt ergibt sich für die Innensphäre eine doppelte Aufgabe. Die erste Aufgabe besteht darin, die in einigen Politikbereichen – in den Anfangsjahren waren dies der Bergbau, der Agrarsektor und die Handelspolitik – bereits unternommenen Arbeiten auf angrenzende Terrains auszuweiten. Man spricht hier von der laufenden »Errichtung« Europas oder der »Vergemeinschaftung«. Die zweite Aufgabe lautet, sich geographisch zu erweitern, mehr Staaten zu Mitgliedern zu machen, bis eines Tages möglicherweise die gesamte Staatengesellschaft des europäischen Kontinents dazu gehört. In diesem Licht sind die heutigen Mitglieder die »Pioniere eines größeren Europa […], dessen Grenzen nur durch die fixiert werden, die sich noch nicht angeschlossen haben« (Monnet).23 Es ist verführerisch, sich dem ersten Ziel heimlich, still und leise anzunähern, und gelegentlich gelingt dies sogar. Für umfassendere Veränderungen muss die Innensphäre jedoch auf einen neuen Vertrag warten.

Bewegungs- und Ordnungsmuster der Innen- und der Außensphäre ähneln einander. Die Dynamik in der äußeren Sphäre entsteht durch die Staaten selbst. Das führt bisweilen zu Kriegen und Grenzstreitigkeiten, nach denen sich der Friede und das Mächtegleichgewicht wieder einstellen und Grenzen bestätigt oder neu definiert werden. Die Dynamik in der Innensphäre bezieht ihre Impulse vom Projekt Europa, das eine ganze Reihe von Initiativen mit sich bringt – welche die vom Vertrag gezogenen Grenzen respektieren, bisweilen aber auch überschreiten –, die dann oft nachträglich durch eine Vertragsänderung abgesegnet werden. Das kann endlos so weitergehen. Doch während die Beteiligten im Fall von auf Friedenskongressen beschlossenen Grenzrevisionen im Nachhinein oft zähneknirschend zugeben müssen, dass sie den Keim neuer Auseinandersetzungen enthielten (Schulbeispiel: »Versailles 1919«), sprachen die europäischen Gründungsverträge nach 1945 von vornherein eine herzliche Einladung zu ihrer eigenen Überarbeitung aus.

Der letzte Punkt ist außerordentlich originell. Dass das europäische Projekt prinzipiell veränderbar sein sollte, ging in einer allgemeinen Formulierung in den Vertragstext ein. So spricht die Präambel des Gründungsvertrags von 1951 von einem »organisierte[n] und lebendige[n] Europa«, von »Errichtung« und vom »ersten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter Völkern«.24 Oder auch: Fortsetzung folgt. Somit wird bei jeder Erneuerung der Innensphäre, die eigentlich eine Störung der Ordnung darstellt, im Geiste des Vertrags gehandelt. Darin liegt der große Unterschied zwischen den Gründungsverträgen von »Paris 1951« bis »Maastricht 1992« und Friedensverträgen wie »Westfalen 1648« oder »Versailles 1919«. Die Gleichzeitigkeit von Dynamik und Ordnung, von Projekt und Vertrag definiert die Innensphäre. Das Leben dort steht im Zeichen der Spannung zwischen Mission und Recht.

 

 


Die Zwischensphäre der Mitglieder – und ihr Verhandlungstisch

Fakt ist, dass sich der Traum der Gründerväter in den folgenden sechzig Jahren nicht erfüllt hat. Auf der Baustelle des Projekts Europa hat sich viel getan, aber zu einer Vereinigung der Staaten ist es nicht gekommen. Diese Erkenntnis hätte eigentlich schon längst dazu führen müssen, dass die gleichzeitig mit der Gemeinschaft entstandene Zwischensphäre verstärkt ins Blickfeld geraten wäre. Stattdessen schauten alle in die falsche Richtung. Während die Vertreter des Staatendiskurses zufrieden feststellten, dass alles beim Alten geblieben war, und man in Gemeinschaftskreisen ungeduldig den Tag erwartete, an dem die Brüsseler Kommission und das Straßburger Parlament die Rollen einer europäischen Exekutive beziehungsweise Legislative übernehmen würden, fand die politische Entwicklung an anderer Stelle statt: weder in der Innen- noch in der Außensphäre, sondern dazwischen, in der Sphäre der Mitgliedstaaten. Dieser unerwartete Bonus des Gründungsmoments entging der Aufmerksamkeit, weil dafür weder Begriffe noch Denkschemata existierten. Dabei entpuppte sich ausgerechnet diese Zwischenwelt als Quelle und Trägerin der europäischen Politik. Aus diesem Grund spielt sie die Hauptrolle in diesem Buch.

Bereits während der ersten Treffen im September 1952 entdeckten die Minister der sechs Gründerstaaten, dass sie mehr miteinander gemeinsam hatten als nur einen Vertrag. Es war so einfach: Alle saßen am selben Verhandlungstisch. Offiziell war dies der Tisch des Rats der Gemeinschaft, außerdem war ein Vertreter der Hohen Behörde anwesend; die Minister sollten eigentlich die Angelegenheiten der Kohle- und Stahlproduktion in den teilnehmenden Staaten verhandeln. Doch rasch wurde klar, dass man mehr aufs Tapet bringen konnte als nur das im Vertrag Vorgesehene. Also kam in den fünfziger Jahren der Gedanke auf: Wenn wir hier schon zu sechst um einen Tisch sitzen, können wir dann nicht gleichzeitig die drängenden Probleme der Welt besprechen?

Diese Frage war Anlass zu langwierigen Kontroversen. Diejenigen Regierungen, die Anhänger der Gemeinschaftsschule waren (allen voran die der Niederlande und die Belgiens), sagten: Ein solches Gemeinschaftshandeln ist durch das Skript unseres schönen Vertrags nicht abgedeckt. Sich einfach so um einen Tisch zu setzen bedeutet, in die Diplomatie zurückzufallen, und wir wissen doch alle, wozu das 1914 und 1939 geführt hat! Die Regierungen (mit dem gaullistischen Paris vorneweg), die der Staatenschule zuneigten, entgegneten: Schön, bereden wir die Weltlage, aber dann müssen die Mitarbeiter der gemeinschaftlichen Institutionen den Verhandlungstisch verlassen, da sie mit der Außenpolitik nichts zu tun haben. Die beiden Positionen waren unvereinbar, gegenseitiges Misstrauen führte zu einer ausweglosen Situation.

Erst 1970 einigten sich die Sechs. Ein belgischer Diplomat präsentierte eine Lösung, die einer »Quadratur des Kreises« gleichkam.25 Die Außenminister der Länder sollten sich zweimal pro Jahr treffen, um die Weltlage – USA, Naher Osten, Sowjetunion – zu bereden; dazu kam ergänzend ein beratendes Komitee aus Spitzenbeamten, das sich, ohne über ein zentrales Büro zu verfügen, viermal pro Jahr traf. Das nannte sich dann »Europäische politische Zusammenarbeit«. Eine faszinierende Zwischenform war gefunden. Anders als bei den regulären monatlichen Ratsversammlungen der Minister traf man sich nicht in Brüssel oder Luxemburg, sondern in der Hauptstadt des Landes, das gerade den rotierenden Ratsvorsitz innehatte.

Manche Minister hielten sich so streng an die Trennung beider Verhandlungstische, dass man 1973 einmal morgens in Kopenhagen über Außenpolitik verhandelte und dann am Nachmittag in Brüssel als Rat Angelegenheiten der Gemeinschaft besprach – wofür die dänische Regierung zum kollektiven Transport ein Flugzeug bereitstellte. Solche Extravaganzen – ein gefundenes Fressen für Karikaturisten – offenbarten, wie unabhängig voneinander sich die Mitgliedersphäre und die Innensphäre bewegten.

Das waren nicht die einzigen Schwierigkeiten. Illustrativ ist hier die Vorgeschichte des Euro, die währungspolitische Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. Alles fing 1969 an. Bundeskanzler Brandt – dabei nach eigenem Bekunden »durch Jean Monnet [ermutigt], zu äußerster Behutsamkeit gemahnt durch meine Fachressorts«26 – unterbreitete seinen Partnern das Angebot einer zukünftigen europäischen Währungsunion, ergänzt von einem europäischen Währungsfonds. Der Fonds hätte mittelfristig eine Zusammenführung der Währungsreserven aller Mitgliedstaaten bedeutet, wodurch als Gegenstückt zur Währungsunion ein gemeinsames politisches Instrument geschaffen worden wäre. Aufgrund verschiedener Umstände (und unter dem Druck Frankreichs) kam dieser Fonds jedoch bereits lange vor der Einführung einer europäischen Währung zustande, allerdings (aufgrund deutschen Gegendrucks) in abgespeckter Form – ein typischer Kompromiss.

Die Bundesbank, die mächtigste der sechs Zentralbanken, war nicht glücklich über Brandts Zusage. Sie fürchtete um ihre unabhängige Position, falls sich die Brüsseler Beamten in die Geldpolitik einmischen würden (umso mehr als das währungspolitische Ressort in der Kommission traditionsgemäß in französischer Hand war). So wurde 1973 der Europäische Fonds für Währungspolitische Zusammenarbeit ins Leben gerufen, und zwar auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den sechs Zentralbanken und außerhalb des Gemeinschaftsvertrags. Ein beteiligter Zentralbanker erinnert sich:

 

Die Kommission war damit nicht einverstanden und beharrte darauf, dass das alles auf der Grundlage einer Ratsverordnung geschehen müsse. Die Zentralbanken – welche die bürokratischen Instinkte, die in Brüssel niemals ganz abwesend waren, für diesen Wunsch der Kommission verantwortlich machten – gaben schließlich nach und stimmten zu, dass es neben ihrer Vereinbarung noch eine Verordnung geben sollte. Doch als es so weit war, ließen die Dienste der Kommission die überraschten Zentralbanken wissen, dass der Fonds jetzt nicht länger auf ihrer Vereinbarung gründete, sondern von nun an Teil der gemeinschaftlichen Regeln sein würde. Das bedeutete, dass jede Änderung in Zukunft von den Ratsentscheidungen auf Vorschlag der Kommission abhing und die Zentralbanken nur noch als beratende Organe fungieren konnten.27

 

Das war eine lehrreiche Erfahrung. Den Zentralbankern wurde klar, dass sie nicht dem Drehbuch des europäischen Projekts folgen wollten; also überließen sie dem Fonds lediglich administrative Aufgaben, während sie sich an einem anderen Tisch versammelten, um über die in ihren Augen wirklich wichtigen Dinge zu verhandeln. Sie tagten lieber als freier Kreis von Zentralbankern als unter dem Regime des Vertrags – aber immerhin tagten sie.

 

Besonders gut kommt die Einzigartigkeit der Zwischensphäre darin zum Ausdruck, wie im politischen Alltag Europas über die Anzahl der Mitgliedstaaten gesprochen wird. Seit Gründung der Gemeinschaft sprach man vom »Europa der Sechs«, von den »sechs Ländern« oder schlichtweg nur von den »Sechs«. Als weitere Länder beitraten, wurden daraus die »Neun«, die »Zehn«, die »Zwölf«, die »Fünfzehn« bis hin zu den heutigen »Achtundzwanzig«. Die Grammatik ist bei der Deutung dieses Umstands behilflich. Ein Zahlwort benötigt immer ein Verb im Plural. Zum Beispiel: »Die Sechs haben beschlossen.« Diese Formulierung kann nicht einfach ersetzt werden durch: »Die Gemeinschaft hat beschlossen«, weil die Gesamtheit der Mitgliedstaaten Beschlüsse fassen kann, bei denen die Gemeinschaft das Objekt ist. Auf diesem Weg bietet die Alltagssprache Zugang zur meist recht unauffälligen Zwischensphäre. Faustregel: In allen Fällen, bei denen eine Formulierung mit »die Sechs« (bzw. »die Mitgliedstaaten«, »die Hauptstädte«, die »Staats- und Regierungschefs«) nicht durch den Begriff »die Gemeinschaft« ersetzt werden kann, muss angenommen werden, dass die dazugehörige Handlung in der Zwischen- und nicht in der Innensphäre stattfindet. Zum Beispiel: »Die Sechs eröffnen Gespräche mit London« oder »Die Zehn einigen sich auf eine neue Kommission«.

Dynamik entsteht in der Zwischensphäre in erster Linie dadurch, dass jeder Mitgliedstaat seine eigenen Interessen verfolgt. Das ist auch logisch, denn das erwartet ein Volk von seiner demokratisch gewählten Regierung. Die Sechs hatten zwar eine Gemeinschaft gegründet, waren ihrerseits aber weiterhin Teil einer Gesellschaft von europäischen Staaten. Frankreich, Deutschland, Italien, die Niederlande, Belgien und Luxemburg waren 1952 nicht von der Landkarte verschwunden. Jedes Land hatte eine bestimmte Stellung auf dem Kontinent und in der Welt inne (und vier dieser sechs Länder waren zu diesem Zeitpunkt sogar noch Kolonialmächte), besaß eine eigene Verfassung und ein Wirtschaftssystem, eine eigene politische Kultur, Sprache und Geschichte sowie eigene Sitten und Gebräuche. Keiner dieser Staaten war in einer größeren politischen Einheit aufgegangen. Zwar verschränkten sie in einem eingegrenzten wirtschaftlichen Bereich ihre Interessen, doch in allem, was darüber hinausging, blieben sie sie selbst. Und sogar auf der jungen europäischen Baustelle der Agrar- und Handelspolitik wollte sich jedes dieser Länder ohne Verluste behaupten.

In der Sphäre der Mitgliedstaaten gibt es drei Ordnungsprinzipien, die den nationalen Interessen – eine unerschöpfliche Quelle der Unruhe – entgegenwirken. Die Ausgangslage ähnelte der Situation der Gesamtheit aller Staaten auf dem europäischen Kontinent: Dynamik entstand durch Interessenkonflikte, Ordnung durch das Mächtegleichgewicht. Doch gerade daran störten sich die Gemeinschaftsideologen gewaltig, denn laut Vertrag sollten die Staaten alle gleich sein. Am Verhandlungstisch der Sechs stellte sich dann allerdings rasch heraus, dass die Niederlande und Belgien nicht die gleichen Forderungen stellen konnten wie Paris. (Bonn vielleicht schon, aber die Deutschen zeigten sich vor allem den Franzosen gegenüber oft nachgiebig.) Am Verhandlungstisch spielte das Gleichgewicht der Mächte also nach wie vor eine wichtige Rolle.

Überraschenderweise wurden seine Auswirkungen jedoch von zwei anderen Ordnungsprinzipien abgeschwächt. Zum einen war da das politische Faktum der Mitgliedschaft, welches sich als fundamental herausstellen sollte. Alle Mitgliedstaaten waren daran interessiert, dass die Gemeinschaft gut funktionierte. Sie war nicht etwas, das außerhalb von ihnen existierte – obwohl man dies manchmal so darstellte –, sondern sie verflocht ihre (wirtschaftlichen) Interessen immer mehr untereinander, wodurch die Mitgliedstaaten gewissermaßen miteinander verwuchsen. In der ersten tiefen Krise nach der Gründung, 1965/66, mussten die Mitglieder erfahren, dass es im Grunde unmöglich war, dem Verhandlungstisch dauerhaft fernzubleiben. Als nämlich der mächtige Mitgliedstaat Frankreich von diesem aufstand und ging, war er gezwungen, nach sieben Monaten Abwesenheit zurückzukehren und den leeren Stuhl wieder einzunehmen. Die Mitgliedstaaten mussten sich wohl oder übel zusammenraufen. (Bis heute ist es den Regierungen nicht gelungen, ihren Bevölkerungen diese schmerzliche Erkenntnis begreiflich zu machen.)

Und zum anderen gab es noch das Recht. Zum alten Völkerrecht, das auch in der äußeren Sphäre eine mäßigende Wirkung auf die Beziehungen zwischen den Staaten ausübte, gesellte sich in der Zwischensphäre das neue Gemeinschaftsrecht. Dieses merkwürdige Gebilde war ursprünglich nicht vorgesehen gewesen. Ein deutscher Jurist stellte 1965 fest, dass die Regierungen der Sechs auf der Grundlage des Vertrags Dutzende von Beschlüssen gefasst hatten, die von diesem formal nicht gedeckt waren.28 Das betraf unter anderem die Ernennungen von Kommissaren und Richtern, die Gründung nachgeordneter Behörden, Beschleunigungsbeschlüsse und Vereinbarungen mit anderen Ländern. Kurz: Dinge, welche die Regierungen zwar als Mitglieder der Gemeinschaft beschlossen hatten, technisch jedoch als »Gesamtheit der Mitgliedstaaten« außerhalb der Gemeinschaft selbst. Dem Autor zufolge bewegten sich diese Entscheidungen irgendwo zwischen Gemeinschafts- und Völkerrecht. Er beschrieb sie als rechtliche »Mischformen«, »ohne Logik und Konsequenz«. Sie knüpften ein Band zwischen den Staaten und waren gleichzeitig eine Quelle des Gemeinschaftsrechts.29 Diese heute noch existierenden Mischformen weisen darauf hin, dass zwischen der klassischen Diplomatie und dem Gemeinschaftsleben eine Sphäre mit eigenen Regeln entstanden war.

Es wäre unvernünftig, diese Beobachtungen als juristische Sophisterei abzutun. Im Allgemeinen drücken rechtliche und diplomatische Formen politische Verhältnisse aus und bieten einen Zugang zu unsichtbaren Kräften. Ein Mangel an juristischer Logik braucht nicht zwangsläufig ein Systemfehler zu sein. Geschichte ist nun mal nichts Logisches. Eine formale Inkongruenz sollte man eher als Hinweis darauf verstehen, dass widerstreitende Kräfte im Spiel sind. Man nehme zum Beispiel den Begriff »Verfassungsvertrag«: Viele Juristen vermeiden ihn oder sprechen gar von einem »juristischen Monster«, weil er angeblich in sich widersprüchlich ist.30 Für einen Anhänger der juristischen Orthodoxie sind Völkerrecht und Staatsrecht schlichtweg nicht miteinander vereinbar. Doch wenn, wie 2004, nach endlosen Verhandlungsrunden mit fünfundzwanzig Staaten am Ende plötzlich ein »Vertrag über eine Verfassung für Europa« vorliegt, dann sollte man das nicht der verfassungsrechtlichen Ahnungslosigkeit der Politiker zuschreiben. Besser, man erkennt in einer solch faszinierenden juristischen Tatsache den Ausdruck eines politischen Kompromisses oder liest darin sogar die Aufforderung, herauszufinden, welche Kräfte hier aufeinanderprallen.

 

Die Dinge kommen in Bewegung, wenn die Staaten ihre Eigeninteressen verfolgen; Ordnung entsteht durch Mitgliedschaft, Recht und ein Gleichgewicht der Mächte. Damit ist die Eigendynamik der Zwischensphäre ausreichend charakterisiert – bis auf einen entscheidenden Punkt: Die Mitgliedschaft ist zwar einerseits ein Faktor der Ordnung, weil sie einen mäßigenden Einfluss auf die Beziehungen untereinander hat, sie wirkt aber andererseits auch dynamisierend, weil sie das gemeinschaftliche Auftreten nach außen bestimmt. Mit der Zeit entdeckten die Mitgliedstaaten nämlich, dass sie außer getrennten Interessen auch gemeinsame hatten, die sich aus der Mitgliedschaft ergaben und zudem immer zahlreicher wurden. Ein Teil dieser gemeinsamen Interessen zielte auf die Funktionstüchtigkeit der Gemeinschaft. Die Innensphäre wurde nicht aus eigener Initiative tätig und benötigte ab und zu einen Impuls von außen. Zudem mussten und wollten die Mitgliedstaaten bei manchen Gelegenheiten als geschlossener Kreis auftreten, zum Beispiel bei Zollverhandlungen mit Washington oder Tokio oder bei Beitrittsgesprächen mit London. Nach außen hin war situativ ein einziger Ansprechpartner notwendig, und so kam es, dass die Kommission die Sechs unter anderem in Fragen der Handelspolitik vertrat, in enger Rücksprache mit dem Ministerrat. Diese Übereinkunft war eine zunächst unbeabsichtigte Folge des gemeinschaftlichen Außenzolls des Europäischen Binnenmarkts. Manche Mitgliedstaaten wollten jedoch keinesfalls, dass die Kommission auch außenpolitisch in ihrem Namen auftrat. Also mussten sie selbst etwas auf die Beine stellen.

Der Durchbruch kam 1974 mit der Gründung des Europäischen Rats, dem regelmäßigen Treffen der Staats- und Regierungschefs aller Mitgliedstaaten. In den Anfangsjahren war es lediglich zu acht »Gipfelkonferenzen« gekommen, bei denen die versammelten Regierungschefs schwerwiegende Probleme lösen, Initiativen zur Weiterentwicklung der Gemeinschaft anstoßen und Standpunkte über die Weltlage austauschen sollten. Das war klassische Diplomatie in Reinform, eine zeitgemäße Wiederauflage des Wiener Kongresses – allerdings in diesem Fall nur für Mitglieder. Die Initiative ging stets von Frankreich aus, doch immer in Rücksprache mit Deutschland, was bei den kleineren Ländern die Befürchtung weckte, auf diesem Weg könne eine unkontrollierbare Machtpolitik Einzug in das Leben der Gemeinschaft halten, und zwar auf Kosten der Rechtssicherheit.

Auf dem Gipfel vom Dezember 1974 gelang es dem französischen Präsidenten Valéry Giscard d'Estaing, den Konferenzen der Staats- und Regierungschefs eine feste Form zu geben und sie zu einer regelmäßigen Einrichtung zu machen. Weder im Vertrag noch von der Öffentlichkeit war ein solcher institutionalisierter Verhandlungstisch gefordert worden. Das Ganze kam einem politischen Putsch gleich. Die mittlerweile neun Regierungschefs sollten von nun an dreimal jährlich tagen, und zwar – gemäß der unerschöpflichen Kreativität der europäischen Kompromissfindungsmaschine – zweimal im Land, das gerade den Ratsvorsitz innehatte, und einmal an den Standorten der Gemeinschaftsinstitutionen, also in Brüssel oder Luxemburg. Innerhalb von zehn Jahren entwickelte sich der Europäische Rat de facto zum wichtigsten Entscheidungsorgan der Gemeinschaft. Kontroversen zwischen den Mitgliedstaaten über das gemeinschaftliche Budget, die Errichtung neuer Baustellen oder den Beitritt weiterer Mitglieder konnten nur hier beigelegt werden.

Der Europäische Rat war nicht Teil der Gemeinschaft. In der Innensphäre machte die Horrorvision die Runde, das Gremium sei eine Quelle der »intergouvernementalen Ansteckung«, ja, es könne sich gar als »Kuckuckskind im Nest der Gemeinschaft« entpuppen.31 Solche Metaphern zeigen, für wie undurchlässig man die Grenzen zwischen den Sphären hielt. Die Gemeinschaftsseite beruhigte sich selbst mit dem Hinweis darauf, dass die Regierungschefs formal keine »Beschlüsse« fassten. Ihre politischen Vereinbarungen erlangten nämlich erst nach dem Gipfel auf der Ebene des Ministerrats rechtlich bindende Kraft. Gemeinschaftsjuristen wiederholten jahrelang, der Europäische Rat sei »keine Institution« und man werde nicht zulassen, dass er eine werde. Doch sie irrten sich. Der Tisch der Regierungschefs setzte sich an die Spitze der Brüsseler Pyramide, die inzwischen entstanden war. Ganz unten die zahllosen nationalen Beamtenausschüsse, auf der nächsten Ebene die wöchentlichen Verhandlungsrunden der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten sowie ihrer Stellvertreter, dann die monatlichen Treffen der Außenminister sowie der Minister der einzelnen Ressorts (Wirtschafts-, Agrarpolitik usw.); vervollständigt wurde das Ganze von alle paar Monate stattfindenden Gipfeln der Staats- und Regierungschefs. Der Kreis der Mitgliedstaaten hatte sich organisiert, und an seiner Spitze stand der Europäische Rat.

Diese Instanz operierte offensichtlich genau in der Mitte zwischen der äußeren und der Innensphäre. Anfang der achtziger Jahre schrieb ein scharfsinniger Beobachter, dank der Gründung des Europäischen Rats der Staats- und Regierungschefs hätten die Mitgliedsländer der Gemeinschaft »ein Instrumentarium erhalten, mit dessen Hilfe sie sich, wenn sie es richtig nutzten, in ein wahrhaftes Konzert der europäischen Staaten verwandeln« könnten. Diesem Potenzial stand jedoch die Realität im Weg:

 

Das Pech der Gemeinschaft bestand jedoch darin, dass die zeitgenössischen Nachfolger von Castlereagh und Metternich aus dem einen oder anderen Grund verpflichtet waren, einen substanziellen Teil ihrer Zeit damit zu verbringen, über den Käsepreis, den deutschen und englischen Beitrag zum winzigen und einseitigen Haushalt der Gemeinschaft oder die Probleme der französischen Schweinezüchter zu feilschen, anstatt sich mit den übergeordneten politischen Fragen zu befassen, von denen man hätte denken können, dass sie sich ihrer annahmen.32

 

Stattdessen stand nun mitten zwischen den Sphären des europäischen Konzerts und des Projekts Europa der Verhandlungstisch der Gesamtheit der Mitgliedstaaten – und dort befasste man sich mit Tagesordnungspunkten, die ebenso gut mit dem Kalten Krieg zu tun haben konnten wie mit Ziegenkäse. Er sollte sich als ganz außerordentliches Vehikel erweisen.

 

 


Die Übergänge zwischen den Sphären

Die drei Sphären der europäischen Politik stehen in mancherlei Beziehung zueinander. Übergänge sind zum einen zwischen der Sphäre der Mitgliedstaaten und der kontinentalen Außensphäre möglich, zum anderen zwischen den Mitgliedstaaten und der institutionellen Innensphäre. Mit den gängigen juristischen Begriffen ausgedrückt heißt das: Beitritt zum Kreis und Vertragsänderung. Bei diesen fundamentalen Entscheidungen handeln die Mitgliedstaaten formal als Kollektiv. Die Regierungen fassen gemeinsame Beschlüsse, die Bevölkerungen der einzelnen Länder müssen diese jeweils bestätigen. Und auch sonst sind die Verfahren ziemlich identisch; in den Gründungsverträgen folgen die beiden Artikel übrigens unmittelbar aufeinander.33

Im Prolog des Gründungsvertrags von 1957 sprachen die Sechs eine herzliche Einladung »an die anderen Völker Europas« aus, »die sich zu dem gleichen hohen Ziel bekennen«, sich ihnen anzuschließen. Im Text steht: »Jeder europäische Staat kann beantragen, Mitglied der Gemeinschaft zu werden.«34 Aus dieser Klausel folgte etwas, was es in den übrigen Beziehungen zur Außenwelt sonst nicht gab: Unterschiede im Umgang mit europäischen und nichteuropäischen Staaten. (Allerdings wurde niemals festgelegt, welche als europäisch zu gelten hatten und welche nicht.) Hier schwingt ein tiefes Verständnis für den gemeinsamen geographischen und historischen Raum mit, für das Erbe des europäischen Konzerts. Die Folgen dieses kurzen Satzes waren enorm. Die Eintrittskarte zur Gemeinschaft wurde zum begehrten Preis im Spiel der europäischen Machtpolitik. Das zeigte sich besonders in den Jahren zwischen 1961 und 1973, also der Zeit der britischen Annäherungsversuche, der ständigen Vetos der Franzosen, die das verhindern wollten, der Auseinandersetzungen zwischen Paris und den übrigen Fünf und schließlich der Vereinbarung zwischen den Sechs und London. Seit dem Mauerfall 1989 ist der Beitritt erneut zum bevorzugten Instrument der Mitgliedstaaten im Umgang mit ihren europäischen Nachbarländern geworden.

Auch bei Vertragsänderungen handeln die Mitgliedstaaten als Kollektiv. Bereits seit mehr als zwanzig Jahren stolpert Europa von Vertrag zu Vertrag – von »Maastricht 1992« zu »Lissabon 2007« und was in Zukunft noch kommen mag. Die politische Suche nach einer der historischen Situation adäquaten Form gestaltet sich deshalb so schwierig, weil sich die Innensphäre nicht einfach so erneuern kann. Dazu bedarf es der Zustimmung nicht nur aller Regierungen, sondern auch der Bevölkerungen der Mitgliedstaaten. Das heißt: Die Mitgliedstaaten, im vollen Ornat von Regierungen und Bevölkerungen, bilden die verfassunggebende Macht Europas. Dass die Bevölkerung eines einzigen Staates – die Dänen 1992, die Iren 2001 und 2008, die Franzosen und die Niederländer 2005 – mit einem Nein alles zu blockieren vermag, ist ein Schwachpunkt, weil dabei alle Mitglieder in Mitleidenschaft gezogen werden. Dass innerhalb dieses Kreises bisher immer eine Lösung für dieses Problem gefunden wurde, zeigt jedoch zugleich dessen Stärke.

Für alle, die es genauer wissen wollen: Es gibt einen kleinen Unterschied zwischen den beiden Verfahren.
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